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Vorwort

Der Paritatische Gesamtverband hat sich stets fur die
Einfihrung einer stichtags- und altersunabhdngigen
Bleiberechtsregelung eingesetzt und darauf gedrun-
gen, dass die damit verknipften Anforderungen auch
erfiillbar sind. Aus diesem Grund hat er die Einflihrung
der §8 25 a und b in das Aufenthaltsgesetz im August
2015 dem Grunde nach zundchst begruf3t. Zwei Jah-
re spdter bleibt jedoch festzuhalten, dass die Zahl der
erteilten Aufenthaltstitel nach diesen Normen viel zu
gering ist, wie auch die Antwort der Bundesregierung
auf eine Kleine Anfrage der Griinen aus dem Februar
2017 zeigt.! Dies liegt zum einen sicherlich an den -
zumindest teilweise — nach wie vor zu hohen Anforde-
rungen fiir den Nachweis der sogenannten ,nachhal-
tigen Integration” Zum anderen diirfte es aber auch
daran liegen, dass die Details der Neuregelungen bei
Beratungsstellen und Auslanderbehérden noch nicht
ausreichend bekannt sind.

Gerade die Neufassung des § 25a AufenthG hat das
Ziel, die Zahl der zu erteilenden Aufenthaltstitel zu er-
héhen. In der Gesetzesbegriindung heifit es:,Die bis-
herigen Erfahrungen mit dem am 1. Juli 2011 in Kraft
getretenen § 25a haben gezeigt, dass die bisherigen
Erteilungsvoraussetzungen zur erforderlichen Dauer
des Aufenthalts im Bundesgebiet und des Schulbe-
suchs sowie zum Zeitpunkt der erforderlichen An-
tragstellung trotz anerkennenswerter Integrationslei-
stungen der Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis in
vielen Fallen entgegenstehen. Die Erteilung der Auf-
enthaltserlaubnis ist deshalb bei Vorliegen der Voraus-
setzungen nunmehr als Regelfall vorgesehen”> Der
Umsetzung dieses Ziels soll die vorliegende Arbeitshil-
fe helfen, indem sie den stichtagsfreien Bleiberechts-
regelungen fiir geduldete Menschen eine grofere
Wirksamkeit in der Praxis verschafft. Ein weiteres Ziel
ist, vor dem Hintergrund der aktuellen &ffentlichen
Diskussion deutlich zu machen, dass Rlickkehr bzw.
Abschiebung nicht der einzig denkbare Weg aus dem
fur alle Beteiligten unbefriedigenden Status der Dul-
dung ist, sondern insbesondere fiir langjdhrig gedul-
dete Menschen die Bleiberechtsregelungen stets in-
tensiv gepruft werden sollten.

1 Siehe unten (Einleitung) sowie: Antwort der Bundesregierung auf die
Kleine Anfrage der Abgeordneten Volker Beck (K6In), Luise Amtsberg,
Katja Keul, weiterer Abgeordneter und der Fraktion BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN, BT-Drucksache 18/10931.

2 Entwurf eines Gesetzes zur Neubestimmung des Bleiberechts und der
Aufenthaltsbeendigung vom 25.02.2015, BT-Drucksache 18/4097, S. 50.

Die vorliegende Arbeitshilfe richtet sich insbesondere
an Berater/-innen, die langjahrig geduldete Menschen
betreuen bzw. beraten. Sie wurde bewusst praxisori-
entiert gestaltet und enthalt zahlreiche konkrete Tipps
fur die Beratungspraxis. Erstellt wurde die Broschure
von Volker Maria Hligel vom Projekt Q - Qualifizierung
der Flichtlingsberatung der Gemeinniitzigen Gesell-
schaft zur Unterstiitzung Asylsuchender e.V. (GGUA).
Dem Autor sowie dem Bundesministerium fiir Fami-
lien, Senioren, Frauen und Jugend, das die Veroffent-
lichung dieser Arbeitshilfe gefordert hat, sei an dieser
Stelle herzlich gedankt.

Kerstin Becker
Referentin Fllichtlingshilfe/-politik
Der Paritatische Gesamtverband




Einleitung

Die stichtagsfreien Bleiberechtsregelungen

Mit dem ,Gesetz zur Neubestimmung des Bleiberechts
und der Aufenthaltsbeendigung” vom 27. Juli 2015 -
in Kraft getreten am 1. August 2015 - wurde die bereits
seit dem 1. Juli 20113 bestehende Bleiberechtsrege-
lung flr gut integrierte Jugendliche und Heranwach-
sende in § 25a Aufenthaltsgesetz erheblich verandert
und die allgemeine stichtagsfreie Bleiberechtsrege-
lung in § 25b Aufenthaltsgesetz neu eingefiihrt. Dies
erfolgte in Umsetzung des Koalitionsvertrags vom De-
zember 2013 zwischen der CDU/CSU und der SPD.

Wie die Antwort der Bundesregierung auf eine Klei-
ne Anfrage der Griinen aus dem Februar 20174 zeigt,
wurden im Vergleich zur Gesamtzahl der in Deutsch-
land langjahrig lebenden Menschen mit Duldung ver-
gleichsweise wenige Aufenthaltserlaubnisse nach den
§§ 25a und b AufenthG erteilt. So wurden zwischen
dem 1. August 2015 und dem 31. Dezember 2016
bundesweit insgesamt 3.225 Aufenthaltserlaubnisse
nach § 25a Abs. 1 AufenthG an Jugendliche und He-
ranwachsende und im selben Zeitraum gerade mal
898 Aufenthaltserlaubnisse nach § 25b Abs. 1 Auf-
enthG erteilt. Noch ldsst sich nicht abschlieBend be-
urteilen, inwieweit diese niedrigen Erteilungszahlen
den restriktiven Voraussetzungen oder der Nicht-Be-
antragung dieser Aufenthaltserlaubnisse geschuldet
sind. Legt man jedoch den Willen des Gesetzgebers zu
Grunde, so ergibt sich daraus, dass bei Vorliegen aller
tatbestandlicher Voraussetzungen zu Gunsten der Be-
troffenen entschieden werden muss.’

3 Eingeflhrt durch das,Gesetz zur Bekdmpfung der Zwangsheirat und
zum besseren Schutz der Opfer von Zwangsheirat sowie zur Anderung
weiterer aufenthalts- und asylrechtlicher Vorschriften” vom 23.06.2011.

4 Vgl. Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der
Abgeordneten Volker Beck (KoIn), Luise Amtsberg, Katja Keul, weiterer
Abgeordneter und der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, BT-Drucksache
18/10931.

5 Entwurf eines Gesetzes zur Neubestimmung des Bleiberechts und der
Aufenthaltsbeendigung vom 25.02.2015, BT-Drucksache 18/4097, S. 50.
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Vor diesem Hintergrund werden in der vorliegenden
Arbeitshilfe die beiden Normen ndher erldutert und
die einzelnen Voraussetzungen, inkl. der Hiirden und
Maoglichkeiten bei der Erteilung — unter Berlicksichti-
gung der aktuellen Rechtsprechung - detailliert vor-
gestellt.

Das Bundesministerium des Innern hat im Juni 2016
allgemeine Anwendungshinweise® zum § 25b Auf-
enthG herausgegeben, die zwar keineswegs bindend
sind - es handelt sich nicht um Verwaltungsvorschrif-
ten —aber von vielen Auslanderbehdrden (ABH) heran-
gezogen werden. Diese leider sehr restriktiven Anwen-
dungshinweise enthalten Hinweise, die sich weder aus
dem Gesetzestext noch aus der Gesetzesbegriindung
ergeben. Daher bleibt es eine wichtige Aufgabe, po-
sitive Anwendungserlasse in den Bundeslandern ein-
zufordern, um die Erteilungshiirden abzusenken und
somit mehr Menschen von diesen Bleiberechtsrege-
lungen profitieren lassen zu kdnnen.

6 Allgemeine Anwendungshinweise des Bundesministeriums des
Innern zur Einfigung des § 25b Aufenthaltsgesetz durch das Gesetz zur
Neubestimmung des Bleiberechts und der Aufenthaltsbeendigung vom
27.Juli 2015 (BGBI.I S. 1386).



http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/111/1811101.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/18/111/1811101.pdf
http://www.asyl-rlp.org/wp-content/uploads/material/erlasse_anweisungen2015/27072015.pdf
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. §25a Aufenthaltsgesetz -
Aufenthaltsgewahrung bei gut integrierten
Jugendlichen und Heranwachsenden

Diese Regelung kann sowohl ein Bleiberecht fiir ge-
duldete Jugendliche und Heranwachsende als auch
fur die Eltern und minderjahrigen Geschwister der be-
glnstigten Jugendlichen begriinden. Wichtig an die-
ser Regelung ist zundchst, dass sie ohne Stichtag for-
muliert ist. Dies bedeutet, dass die Beglinstigten nicht
zu einem bestimmten Tag bereits nach Deutschland
eingereist sein missen. Im Gegensatz zu der Vorgan-
gernorm aus 2011 handelt es sich seit dem 1. August
2015 zudem um eine Soll-Vorschrift und nicht nur um
eine Ermessensvorschrift — normalerweise muss also
nun im Rahmen eines so genannten ,gebundenen
Ermessens” die entsprechende Aufenthaltserlaub-
nis erteilt werden, wenn die Voraussetzungen erfiillt
sind. Erst wenn es Anhaltspunkte dafir gibt, von der
Regel abzuweichen, es sich also um einen atypischen
Fall handelt, darf die Auslanderbehérde den Antrag
ablehnen. Bei der Aufenthaltserlaubnis fir die Ub-
rigen Familienmitglieder gemaf Absatz 2 handelt es
sich hingegen aufgrund der Formulierung ,kann” um
eine Ermessensvorschrift. Das Fur und Wider der Er-
teilung einer Aufenthaltserlaubnis muss hier sorgsam
abgewogen werden und der Grundsatz der Verhalt-
nismaligkeit eingehalten werden. Wenn allerdings
die Ermessensabwagung zu Ungunsten der Familien-
mitglieder ausfdllt, so ist eine Korrektur durch die Ver-
waltungsgerichte nur sehr schwer zu erreichen, es sei
denn, die Auslanderbehdrde hat ihr Ermessen rechts-
widrig ausgelibt.

Elternunabhangiges Bleiberecht

Eine weitere Besonderheit ist die Tatsache, dass hier
bereits vor Erreichen der Volljdhrigkeit ein eigenstan-
diges, elternunabhangiges Aufenthaltsrecht gewahrt
werden kann. Dies bedeutet eine Ausnahme von dem
auslanderrechtlichen Grundsatz, dass Kinder das aus-
landerrechtliche Schicksal ihrer Eltern teilen.

Die Kernfamilie, bestehend aus Eltern und minder-
jahrigen Kindern, steht sehr im auslanderrechtli-
chen Fokus. Bei Familienabschiebungen z.B. gehen
die Innenministerien der Lander und sowie das
Bundesinnenministerium haufig davon aus, dass
das Kindeswohl bereits dadurch gewahrt wird, dass
die Kinder mit den Eltern abgeschoben werden.
Hier offenbart sich, dass die Kindeswohlpriifung
bei aufenthaltsbeendenden MaRhahmen weitge-
hend unberiicksichtigt bleibt. Die Kinderrechtskon-
vention der Vereinten Nationen (UN-KRK) verlangt
hingegen in Artikel 3, dass das Kindeswohl ein Ge-
sichtspunkt ist, der bei allen Kinder betreffenden
offentlichen MaBnahmen vorrangig berticksichtigt
werden muss.” Im englischen Original heif3t es statt
Beachtung des Kindeswohls ,best interest of the
child”. Es Uberzeugt nicht, wenn Familien abge-
schoben werden, dass dies im ,best interest of the
child” geschieht.

Gutintegrierte Jugendliche konnen zudem zu,,Stamm-
berechtigten” werden und auf diese Weise der Aufent-
halt der Eltern und der minderjahrigen Geschwister
von ihrem Aufenthalt abgeleitet werden. Zu beachten
bleibt jedoch, dass diese Mdglichkeit nicht fur Eltern
und Geschwister von Heranwachsenden (also bereits
volljahrig Gewordenen) besteht. Hier kann es auf eine
Familientrennung hinauslaufen.

7 Konvention Uber die Rechte des Kindes vom 20. November 1989;
Artikel 3: Wohl des Kindes
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§ 25a AufenthG: Kurzibersicht

Den Jugendlichen und jungen Erwachsenen soll eine Aufenthaltserlaubnis (AE) nach
§ 25a Abs. 1 AufenthG erteilt werden, wenn folgende Bedingungen erfiillt sind:

* Antragstellung ab Vollendung des 14. Lebensjahres und bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres (Einreise vor
dem 14. Lebensjahr oder Geburt in Deutschland nicht erforderlich)

* seit vier Jahren ununterbrochen im Bundesgebiet

* i.d.R. vier Jahre erfolgreich im Bundesgebiet eine Schule besucht oder in Deutschland einen anerkannten Schul-
oder Berufsabschluss erworben

* Positive Integrationsprognose — setzt i.d.R. auch Straffreiheit voraus
* Erfiillung der Passpflicht (im Regelfall)

* Keine Aussetzung der Abschiebung aufgrund eigener falscher Angaben oder aufgrund Tduschung lber Identitdt
oder Staatsangehdrigkeit

* Lebensunterhaltssicherung bei schulischer oder beruflicher Ausbildung — auch Studium — nicht erforderlich

* §10Abs.3Satz2 AufenthGist kein Erteilungshindernis (Ablehnungen im Asylverfahren als «offensichtlich unbegrtindet»
gemdil3 § 30 Abs. 3 Nr. 1-6 AsylG)

Rechtsfolgen:

* Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt zur Aufnahme einer Erwerbstditigkeit

* Eingeschrénkter Familiennachzug gemdlf3 § 29 Abs. 3 Satz 1 AufenthG

* Die Aufenthaltserlaubnis wird fiir jeweils Idngstens drei Jahre erteilt und verldngert

Fiir die Eltern und die begiinstigten Geschwister kann die Aufenthaltserlaubnis
nach § 25a Abs. 2 AufenthG erteilt werden, wenn folgende Bedingungen erfiillt sind:

* Die Abschiebung ist nicht aufgrund falscher Angaben eines Elternteils oder aufgrund Tauschung tiber Iden-
titdt oder StA oder fehlender zumutbarer Anforderungen zur Beseitigung der Ausreisehindernisse verhindert oder
verzogert und

* Der Lebensunterhalt fiir sich und seine in familidrer Lebensgemeinschaft lebenden Familienmitglieder
einschlieSlich ausreichenden Krankenversicherungsschutz durch eigene Erwerbstditigkeit ist gesichert

* Erfiillung der Passpflicht
* Ausschluss bei rechtskrdftiger Verurteilung zu 50/ 90 Tagessditze

Rechtsfolgen:

* Minderjdhrige Geschwister, die in familidirer LG mit den Jugendlichen leben, sind eingeschlossen
* Die Aufenthaltserlaubnis wird fiir jeweils Idngstens zwei Jahre erteilt und verldngert

* Kein Familiennachzug gemdf § 29 Abs. 3 Satz 3 AufenthG méglich

Wl Chtlg: In allen Féllen gilt es, die Mitwirkungs- und Darlegungspflichten zu beachten. Es miissen
daher bei der Antragstellung alle entscheidungserheblichen Umstande vorgetragen werden. Es ist auch er-
forderlich, das Vorgetragene glaubhaft zu machen und Belege vorzubringen. Hierfiir sollte Hilfe durch eine
Beratungsstelle oder durch eine Anwadltin/einen Anwalt erfolgen. Diese kdnnen helfen, — auch bei Ablehnung
eines Antrages — dennoch eine Aufenthaltserlaubnis zu erhalten.



https://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__30.html
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Die Aufenthaltserlaubnis fiir gut integrierte Jugendliche und Heranwachsende,

§ 25a Abs. 1 AufenthG

§ 25a Abs. 1 AufenthG im Wortlaut:

Aufenthaltsgewahrung bei gut integrierten Jugendlichen und Heranwachsenden

(1) Einem jugendlichen oder heranwachsenden geduldeten Ausldnder soll eine Aufenthaltserlaubnis erteilt

werden, wenn

1. er sich seit vier Jahren ununterbrochen erlaubt, geduldet oder mit einer Aufenthaltsgestattung im Bundes-

gebiet aufhdilt,

2. erim Bundesgebiet in der Regel seit vier Jahren erfolgreich eine Schule besucht oder einen anerkannten

Schul- oder Berufsabschluss erworben hat,

3. der Antrag auf Erteilung der Aufenthaltserlaubnis vor Vollendung des 21. Lebensjahres gestellt wird,

4. es gewdhrleistet erscheint, dass er sich auf Grund seiner bisherigen Ausbildung und Lebensverhdiltnisse in die
Lebensverhdiltnisse der Bundesrepublik Deutschland einfiigen kann und

5. keine konkreten Anhaltspunkte dafiir bestehen, dass der Ausldnder sich nicht zur freiheitlichen demokra-
tischen Grundordnung der Bundesrepublik Deutschland bekennt.

Solange sich der Jugendliche oder der Heranwachsende in einer schulischen oder beruflichen Ausbildung oder
einem Hochschulstudium befindet, schlief3t die Inanspruchnahme 6ffentlicher Leistungen zur Sicherstellung des
eigenen Lebensunterhalts die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis nicht aus. Die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis
ist zu versagen, wenn die Abschiebung aufgrund eigener falscher Angaben des Ausldnders oder aufgrund seiner
Tduschung liber seine Identitcit oder Staatsangehdrigkeit ausgesetzt ist.

1. Zeitpunkt der Antragstellung

Der Antrag kann nur ab Vollendung des 14. Lebens-
jahres und bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres
gestellt werden, also wenn die Betroffenen zwischen
14 und 20 Jahre alt sind. Dies entspricht der sogenann-
ten Legaldefinition des § 1 Abs. 1 des Jugendgerichts-
gesetzes, worauf sich die Gesetzesbegriindung zum
§ 25a Abs. 1 AufenthG beruft. Nach dieser Legaldefi-
nition gilt eine Person ab der Vollendung des 14. bis
zur Vollendung des 18. Lebensjahres als jugendlich
und zwischen der Vollendung des 18. und der Vollen-
dung des 21. Lebensjahres als heranwachsend. Kinder
(unter 14 Jahren) sind somit von dieser Regelung aus-
geschlossen. Aufgrund dieser Altersbeschrankungen,
wird der Kreis der potentiell Beglinstigten stark ein-
gegrenzt. So kdnnen sich beispielsweise Kinder unter
14 Jahren und ihre Familien selbst bei Vorliegen aller
anderen Voraussetzungen nicht auf die Regelung des

§ 25a AufenthG berufen, da ein Antrag erst ab Vollen-
dung des 14. Lebensjahres gestellt werden kann. Pro-
blematisch ist dabei, dass sich im Aufenthaltsgesetz
auch kein Paragraph findet, der klart, wie Menschen
in die unten ndher beschriebenen Voraussetzungen
des § 25a AufenthG ,hineinwachsen” kdénnen. Das
geeignete Mittel waren Landererlasse, die Vorgriffsre-
gelungen beinhalten, um beispielsweise lber die Er-
messensduldung nach § 60a Abs. 2 S. 3 AufenthG die
Zeit bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres der dann
antragsberechtigten Jugendlichen zu Uberbriicken.
In der Praxis sollte erwogen werden, einen Antrag auf
Erteilung einer Ermessensduldung zu stellen. Als Be-
grindung kann auf die bereits erbrachten ,Integrati-
onsleistungen” und die Perspektive auf den § 25a Auf-
enthG verwiesen werden.




2. Voraufenthalt

Im Gegensatz zur Vorgdngerregelung sind seit dem
1. August 2015 nur noch vier - statt sechs — Jahre un-
unterbrochener erlaubter, geduldeter oder gestatteter
Voraufenthalt erforderlich, um eine Aufenthaltserlaub-
nis nach § 25a Abs. 1 AufenthG zu erhalten. Unter den
Begriff des ,erlaubten” Aufenthaltes fallen Zeiten, in
denen sich die Jugendlichen und Heranwachsenden
mit einem Aufenthaltstitel® in Deutschland aufgehal-
ten haben. Ebenfalls eingerechnet werden visumsfreie
Aufenthalte, an die sich direkt der weitere Aufenthalt
anschloss. Auch Zeiten mit einer Fortgeltungsfiktion
gemall § 81 Abs. 4 AufenthG werden mitgerechnet.
Das Kriterium geduldeter Aufenthalt ist stets fur die
Zeiten anzunehmen / erfiillt, in denen die Betroffenen
im Besitz einer Duldung, BUuMI° oder GUiB'™ oder fak-
tisch geduldet waren. Faktisch geduldet meint, dass
die jungen Menschen sich mit Wissen der Behérden in
Deutschland aufgehalten haben, ohne jedoch im Be-
sitz der Duldungsbescheinigung gewesen zu sein. Als
gestatteter Aufenthalt gelten neben den Zeiten in de-
nen die jungen Menschen im Besitz einer Aufenthalts-
gestattung nach § 55 AsylG waren, auch Zeiten mit ei-
ner BUMA™ und/oder einem Ankunftsnachweis gemaR
§ 63a AsylG. Zwar sieht der Gesetzeswortlaut explizit
den ,Besitz einer Aufenthaltsgestattung” vor. Aller-
dings regelt § 55 Abs. 1 AsylG, dass der Aufenthalt ab
Ausstellung des Ankunftsnachweises als gestattet gilt.
Somit sind auch diese Zeiten bei der Berechnung von
Aufenthaltszeiten zu beriicksichtigen.'?

Zur Frage der unschddlichen Unterbrechungen des
geforderten Mindestaufenthaltes findet sich weder im
Gesetzeswortlaut noch in der Gesetzesbegriindung
eine Antwort. Hier durfte jedoch ein Analogschluss zur
Regelung des § 25b AufenthG hergestellt werden. So
hat das Bundesinnenministerium'® unter Rickgriff auf
§ 85 AufenthG in diesen Fallen richtigerweise festge-
stellt, dass kurzfristige Unterbrechungen des Aufent-

8 Die 5 Aufenthaltstitel sind im § 4 Absatz 1 AufenthG aufgelistet.

9 Bescheinigung Uber die Meldung als unerlaubte Eingereiste gem.

§ 15a AufenthG.

10 Grenzubertrittsbescheinigung.

11 Bescheinigung Uber die Meldung als Asylsuchende gem. § 63a AsylG (a.F.).
12 Diese Klarstellung in § 55 Abs. 1 AsylG erfolgte mit dem Integrations-
gesetz, welches am 6.08.2016 in Kraft getreten ist.

13 Allgemeine Anwendungshinweise des Bundesministeriums des
Innern zur Einfligung des § 25b Aufenthaltsgesetz durch das Gesetz zur
Neubestimmung des Bleiberechts und der Aufenthaltsbeendigung vom
27.Juli 2015 (BGBI.I S. 1386).
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haltes von bis zu drei Monaten unschadlich sind. Dari-
ber hinaus kdnnen beispielsweise auf dem Erlasswege
auch weitere unschadliche Unterbrechungen definiert
werden (z.B. bei Auslandsaufenthalten mit rechtma-
Bigem Aufenthalt).

Fir den vierjahrigen Mindestaufenthalt entscheidend
ist in jedem Fall, dass nur die Aufenthaltszeiten in
Deutschland angerechnet werden. Unschadliche Un-
terbrechungszeiten fiihren bei Auslandsaufenthalten
also nur dazu, dass Voraufenthaltszeiten in Deutsch-
land trotz kurzzeitigem Auslandsaufenthalt angerech-
net werden. Die Unterbrechungszeiten selbst werden
jedoch nicht auf die vier Jahre angerechnet.

WIChtIg Falls der liickenlose Aufent-

halt in Deutschland nicht durch die Vorlage von
Papieren (Ankunftsnachweis, BUMA, Duldung, Auf-
enthaltsgestattung, Fiktionsbescheinigung oder
Aufenthaltserlaubnis) belegt werden kann, sollte
eine Beratungsstelle oder eine Anwaltskanzlei auf-
gesucht werden. Diese kdnnen behilflich sein, die
undokumentierten Zeiten glaubhaft zu belegen,
z.B. durch Schulzeugnisse.



https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__81.html
https://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__55.html
https://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__63a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__55.html
http://www.asyl-rlp.org/wp-content/uploads/material/erlasse_anweisungen2015/27072015.pdf
https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__85.html
https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__4.html
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3. Erfolgreicher Schulbesuch

Zusatzlich zum vierjahrigen Aufenthalt ist Erteilungs-
voraussetzung, dass die Jugendlichen und Heran-
wachsenden in der Regel mindestens vier Jahre in
Deutschland ,erfolgreich” eine Schule besucht oder
einen anerkannten Schul- oder Berufsabschluss er-
worben haben. Das bedeutet zum einen, dass auch
ein Schulbesuch von weniger als vier Jahren als aus-
reichend angesehen werden muss, wenn bereits ein
Abschluss erworben wurde. Zu den anerkannten Bil-
dungsabschliissen gehort auch der Abschluss an einer
Forderschule sowie jede andere staatlich anerkannte
Schulform und Berufsausbildung.

Zum anderen kdnnen in Ausnahmefallen auch kiirze-
re Schulbesuchszeiten als ausreichend beriicksichtigt
werden - insbesondere, wenn ein vierjdhriger Schulbe-
such aus Griinden, die die jungen Menschen und ihre
Eltern nicht selbst zu vertreten haben, nicht erfillt ist
oder besonders herausragende schulische Leistungen
vorliegen.' Es sollte deshalb — sowohl im Einzelfall als
im Rahmen von Landererlassen — eine Hartefallklausel
eingefordert werden fir diejenigen, die die Anforde-
rungen unverschuldet nicht erfullen kdnnen.

Achtung: In den meisten Bundeslandern gibt es nach
der Einreise und wahrend Aufenthalten in Landesein-
richtungen keine Schulpflicht fiir Flichtlingskinder.
Erst nach einer Zuweisung in eine Kommune begin-
nt die Schulpflicht. Und selbst in diesen Fallen ist es
in den vergangenen Jahren immer wieder dazu ge-
kommen, dass nach der kommunalen Zuweisung auf
Grund unzureichender Schulpldtze und Personal bei
den Schuldmtern eine unmittelbare Beschulung nicht
moglich gewesen ist. Dies kann nicht zum Nachteil der
Betroffenen ausgelegt werden.

14  So z.B. die Verfahrenshinweise der Auslanderbehorde Berlin, VAB 25a
1.1.2.

Unklar ist zudem, was ein ,erfolgreicher” Schulbesuch
bedeutet: Die Gesetzesbegriindung sagt dazu: ,Krite-
rien fiir einen erfolgreichen Schulbesuch sind — wie bisher
— die RegelmdBigkeit des Schulbesuchs sowie die Verset-
zung in die ndchste Klassenstufe. Damit kénnen auch
Jugendliche von dieser Regelung profitieren, die noch
keinen Schul- oder Berufsabschluss erworben haben,
aber gleichwohl bereits anerkennenswerte Integrations-
leistungen unter Beweis gestellt haben.”

Die Schule ist zu Prognosen gegentiber den Auslan-
derbehdrden nicht befugt. Das bedeutet, dass die
Schulen nicht berechtigt sind, auf Anfrage der Auslan-
derbehdrden Informationen / Stellungnahmen zu den
Schiler/-innen weiterzugeben.

Abschluss- und Halbjahreszeugnisse dirften jedoch
in der Regel aussagekraftig genug sein, um darauf die
Prognose des erfolgreichen Schulbesuchs zu stutzen.
Im Einzelfall kdnnen in Absprache mit Fachberatungs-
stellen von den Schulen erbetene Stellungnahmen,
die in Kenntnis der auslanderrechtlichen Besonder-
heiten erstellt werden, den erfolgreichen Schulbesuch
glaubhaft machen. Gute Schulnoten und engagierte
Schularbeit, z.B. als Klassensprecher/-in sollten, falls
das zutrifft, in jedem Fall betont werden.




4. Positive Integrationsprognose

Zusatzlich zu den oben bereits genannten Kriterien
muss durch die Auslanderbehérde eine positive In-
tegrationsprognose festgestellt / bejaht werden. Das
hei3t: Es muss gewdhrleistet erscheinen, dass sich der
junge Mensch aufgrund seiner bisherigen Ausbildung
und Lebensverhdltnisse in die Lebensverhéltnisse der
Bundesrepublik Deutschland einfligen kann. Hier kon-
nen nicht zu strenge Anforderungen gestellt werden.
Der tatsachliche und erfolgreiche Schulbesuch ist ein
Baustein der Integrationsprognose (s.0.).

Zu einer Integrationsprognose gehort jedoch auch
die Prifung der sozialen Bindungen und Beziige.
Auch sportliche sowie ehrenamtliche Aktivitaten, Ver-
einstatigkeiten, Engagement in der Schule (Klassen-
sprecher/-in etc.) fallen hier positiv ins Gewicht und
sollten ausfihrlich dargelegt werden. Auch familidre
Bindungen zu Menschen, die sich rechtmafig im Bun-
desgebiet aufhalten, missen beriicksichtigt werden.

AChtung: Eher schadlich fir eine

positive Integrationsprognose sind begangene
Straftaten. Hier hilft es jedoch nicht, bei der Bean-
tragung der Aufenthaltserlaubnis strafrechtliche
Ereignisse in der Biographie der jungen Menschen
zu verschweigen. Vielmehr gilt es, diese im Vorfeld
individuell zu betrachten und den weiteren Um-
gang damit mit den Fachberatungsstellen oder der
Anwaltin/des Anwalts zu erortern. Zur Frage der
Straffalligkeit muss es eine Einzelfallentscheidung
und damit eine Abwdgung zwischen dem &ffent-
lichen Interesse und den Interessen der Einzelnen
geben. Eine Gesamtwirdigung der Umstdande und
die Bertlicksichtigung des jeweiligen Alters kon-
nen auch dazu fiihren, dass Bagatellstrafen unbe-
riicksichtigt bleiben. Hierbei ist zu bewerten, wie
schwer diese Straftaten wiegen, wie lange sie zu-
rickliegen, ob eine Wiederholungsgefahr besteht
und ob sich der Auslander/die Auslanderin seitdem
erfolgreich um seine Integration bemiht hat. Das
Gesetz nennt ausdriicklich keine Strafgrenzen. Es
darf aber nicht vergessen werden, dass das Bege-
hen von Straftaten grundsatzlich die Integrations-
prognose beeintrachtigt. Manche Auslanderbe-
horden beziehen die in § 25a Absatz 3 AufenthG
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genannten Strafgrenzen von 50/ 90 Tagessatze, die
fir die Eltern und Geschwister im Gesetz stehen,
analog hinzu und behandeln diese Strafgrenzen
so, als ob sie auch fir die Jugendlichen und He-
ranwachsenden selbst gelten. Gemeint sind damit
50 Tagessdtze bei allgemeinen Straftaten und 90
Tagessdtze bei auslanderrechtlichen Straftaten, z.
B. wiederholter Verstol3 gegen die Residenzpflicht.
Dies widerspricht jedoch der Gesetzessystematik,
so dass dieser Praxis entschieden entgegen getre-
ten werden sollte.

Kein Erteilungshindernis dagegen besteht, wenn von
der Strafverfolgung wegen geringer Schuld oder we-
gen fehlenden offentlichen Interesses abgesehen
wurde. Ein rechtskraftig abgeschlossenes Verfahren
ohne eine Verurteilung kann nicht Basis fiir eine Ne-
gativprognose werden. Auch bei Schuldunfahigkeit ist
die Rechtslage eindeutig. Hier sind Hilfen erforderlich,
denn es erfolgt ja gerade keine Verurteilung und keine
Strafe. Es konnen also nur die Straftaten in eine Progno-
se einflieBen, die zu einer Verurteilung gefiihrt haben.
Zu beriicksichtigen ist auch, wie lange die strafrecht-
liche Verurteilung bzw. die Straftat selbst zurtickliegt
und ob der junge Mensch seitdem straffrei ist.
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5. Ausschluss bei falschen Angaben und Tauschung Uiber die Identitat oder Staatsangehérigkeit

Das Bleiberecht wird nicht gewdhrt, wenn die Ab-
schiebung des jungen Menschen wegen ,eigener
falscher Angaben ... oder aufgrund seiner Tduschung
liber seine Identitdt oder Staatsangehdrigkeit ausgesetzt
ist” An dieser Formulierung ist wichtig, dass nur ein
aktives Handeln der Jugendlichen oder Heranwach-
senden selbst — und nicht etwa ein Verhalten der El-
tern — als Ausschluss gewertet wird. Auch etwa eine
fehlende Mitwirkung bei der Passbeschaffung ist kein
Ausschlussgrund. Zudem darf nur das aktuelle Ver-
halten in der Gegenwart beriicksichtigt werden, ein
vermeintliches Fehlverhalten in der weiter zuriicklie-
genden Vergangenheit jedoch nicht. '

Achtung: In Bezug auf die Frage inwieweit ein mog-
liches Fehlverhalten der Eltern auch fiir die jungen
Menschen schadlich sein kann, ist zwischen Jugend-
lichen (unter 18 Jahren) und Heranwachsenden (liber
18 Jahre) zu unterscheiden. So ist bei Heranwach-
senden entscheidend, dass sie mit Erreichen der
Volljahrigkeit verpflichtet sind, bei der Klarung der
Identitdt eigenstandig mitzuwirken. So hat das Ober-
verwaltungsgericht Schleswig-Holstein mit Urteil vom
25.07.2016 Folgendes entschieden:

+Zwar hat die Kldgerin nicht selbst getduscht, sie ist aber
auch nicht ihren Mitwirkungspflichten nachgekommen.
Es ist die ureigene Angelegenheit eines Ausldnders, seine
Identitdt aufzukldren und sich bei der fiir ihn zustdndi-
gen Auslandsvertretung um die Ausstellung eines Aus-
weispapiers zu bemiihen. Der Besitz eines gliltigen Passes
zdhlt zu den Obliegenheiten eines Ausldnders (vgl. § 3
Abs. 1 AufenthG). Zudem verdeutlicht § 48 Abs. 3 S. 1
AufenthG, dass ein Auslénder bei der Beschaffung von
Identitditspapieren alle erforderlichen Mitwirkungshand-
lungen vorzunehmen hat. Da dies auch in Ansehung ei-
ner fiir ihn mdglicherweise schwierigen Beweissituation
gilt, ist der Hinweis der seit Jahren volljéhrigen Kldgerin
darauf, dass sich ihre Eltern nicht um die Identitditskld-
rung kiimmerten, nicht geeignet annehmen zu wollen,
sie selbst trdife keine Mitwirkungsobliegenheiten bei der
Kldrung ihrer Identitdt und Passbeschaffung.””

15 OVG Schleswig-Holstein, Urteil v. 25.07.2016, 5 A 109/15.

Achtung: Sofern die Jugendlichen und Heranwach-
senden Uber keinerlei Identitdtspapiere verfligen,
sollte in der Beratung stets offen thematisiert werden,
dass wenn es Fehler bei den Personalangaben geben
sollte, die Menschen sich mit der Antragstellung offen-
baren mussen.

Der Antrag auf Erteilung der Aufenthaltserlaubnis
nach § 25a Abs. 1 AufenthG muss unbedingt mit den
richtigen Daten gestellt werden. Dies kann dazu flih-
ren, dass vorherige falschen Angaben richtig gestellt
werden missen. Es ware fatal, den Antrag wissent-
lich mit falschen Angaben zu stellen, denn spatestens
mit der Passbeschaffung wiirde die richtige Identitat
offenbart. Da Passpflicht besteht, wird die Auslander-
behorde auch auf Vorlage eines Passes drangen. Wiir-
de erst dadurch die Tauschung belegt, dann wiirde
der Antrag abgelehnt bzw. eine bereits erteilte Auf-
enthaltserlaubnis sogar zurlickgenommen. Je nach
Schwere der begangenen Tauschung droht neben der
Ablehnung des Antrages auch ein Strafverfahren.

AChtU ng: Bei einer Offenbarung

mitzubedenken sind auch die mdglichen aus-
landerrechtlichen Folgen fiir die Eltern und Ge-
schwisterkinder. Hier unbedingt Unterstlitzung
in Beratungsstellen oder einer spezialisierten An-
waltskanzlei suchen!
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6. Lebensunterhaltssicherung

Grundsatzlich muss auch bei Jugendlichen und He-
ranwachsenden der Lebensunterhalt einschlieBlich
Krankenversicherungsschutz gesichert sein, wenn ein
Aufenthaltstitel erteilt werden soll. Wodurch der Le-
bensunterhalt gesichert ist und wodurch nicht, ist im
§ 2 Abs. 3 AufenthG geregelt. Es gibt aber eine erfreu-
liche Ausnahme: In § 25a Abs. 1 S. 2 AufenthG Absatz
1 heil3t es:,Solange sich der Jugendliche oder der Heran-
wachsende in einer schulischen oder beruflichen Ausbil-
dung oder einem Hochschulstudium befindet, schlief3t
die Inanspruchnahme offentlicher Leistungen zur Si-
cherstellung des eigenen Lebensunterhalts die Erteilung
der Aufenthaltserlaubnis nicht aus.”

Wi C htig : Bei Schulbesuch, Studium oder

beruflicher Ausbildung wird keine Lebensunter-
haltssicherung verlangt. Die Frage der Lebensun-
terhaltssicherung wird jedoch bei der Verldnge-
rung der Aufenthaltserlaubnis auf dem Prifstand
stehen, wenn etwa Schule oder Ausbildung been-
det wurden.

Achtung: Hier bereits der Hinweis, dass der Zugang
zur Erwerbstatigkeit uneingeschrankt gilt. Absatz 4
der Norm klart das. Somit entfallt das lastige Prozedere
der Beantragung einer Arbeitserlaubnis.
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7. Bekenntnis zur freiheitlichen demokra-
tischen Grundordnung

Lediglich wenn konkrete Anhaltspunkte vorliegen,
dass die Jugendlichen oder Heranwachsenden sich
nicht zur freiheitlichen demokratischen Grundord-
nung bekennen, darf die Aufenthaltserlaubnis aus die-
sem Grund versagt werden.



https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__3.html
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§ 25a AufenthG bei noch laufendem Asylverfahren

Achtung: Wenn die/der Jugendliche oder Heranwach-
sende sich noch in einem nicht abgeschlossenen Asyl-
verfahren befindet, aber bereits die Voraussetzungen
erfillt, die Aufenthaltserlaubnis nach § 25a AufenthG
zu erhalten, muss sehr genau uberlegt werden, ob
eventuell eine Asylantragsriicknahme in Frage kommt.
Ratsam ist, diese Frage mit einer Beratungsstelle oder

einer Anwaltin/einem Anwalt zu kldren. Ist ein Schutzstatus
Uberwiegend wahrscheinlich, sollte das Ergebnis in jedem
Fall abgewartet werden. Falls entschieden wird, das Asylver-
fahren nicht weiter betreiben zu wollen, sollte vor Riicknah-
me des Asylantrages eine Zusicherung zur Erteilung dieser
Aufenthaltserlaubnis durch die Auslanderbehoérden einge-
holt werden.

Verlangerung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25a Abs. 1 AufenthG

Im Normalfall diirfte die Verlangerung der Aufenthalts-
erlaubnis kein Problem sein. Sofern der junge Mensch
die Voraussetzungen nach wie vor erfiillt, wird die Auf-
enthaltserlaubnis auch verlangert. Bei der Verlange-
rung spielt das Alter des jungen Menschen keine Rolle
mehr. Das heif3t: Sofern der erstmalige Antrag auf Ertei-
lung der Aufenthaltserlaubnis vor dem 21. Geburtstag
gestellt worden ist, wird die Aufenthaltserlaubnis auch
nach Erreichen des 21. Lebensjahres verlangert. Gem.
§ 8 AufenthG wird eine Aufenthaltserlaubnis nicht
verlangert, sofern die Voraussetzungen nicht mehr
vorliegen. Falls also nach Beendigung der Ausbildung
z.B. keine Lebensunterhaltssicherung vorliegt oder die
Ubrigen Bedingungen des § 25a Abs. 1 AufenthG nicht
oder nicht mehr erfiillt werden, droht die Aufenthalts-
erlaubnis nicht verlangert zu werden. Falls absehbar
ist, dass in naher Zukunft eine Erwerbstatigkeit auf-
genommen werden kann oder diese wahrscheinlich
ist, kann die Auslanderbehdrde entweder die Aufent-
haltserlaubnis verlangern oder eine Fortgeltungsfikti-
on gemaB § 81 Abs. 4 AufenthG ausstellen. Wird dann
der Lebensunterhalt wieder gesichert, wird erneut die
Aufenthaltserlaubnis gemal3 § 25a Abs. 1 AufenthG
erteilt. Sollte die Auslanderbehdrde dies ablehnen,
sollten in Absprache mit einer Anwaltin/einem An-
walt Rechtsmittel gepriift werden. Alternativ kommen
in diesen Fallen auch § 25 Abs. 4 Satz 2 AufenthG we-

gen des vorliegenden rechtmafligen Aufenthaltes und
§ 25 Abs. 5 AufenthG nach Rickfall in die Duldung als
Verlangerungsoptionen in Frage. Natilrlich muss auch
geprift werden, ob die Voraussetzungen des § 25b
AufenthG (s.u.) bereits erfiillt werden. Wenn aufent-
haltsbeendende MaBnahmen drohen, ist stets auch zu
erwdgen, ob ein Antrag an den Petitionsausschuss des
Landtages oder an die Hartefallkommission des Lan-
des gestellt werden kann. Nahere Informationen Gber
die unterschiedlichen Verfahren in den Bundeslandern
sind Uber die Landesfliichtlingsrate zu erlangen.

Tlpp: Zur Aufenthaltsverfestigung sollte
bereits wahrend der Dauer der Ausbildung stets
geprift werden, ob die privilegierte Erteilung der
Niederlassungserlaubnis gemal3 § 35 AufenthG in
Frage kommt. Die Besonderheit dieser Norm be-
steht darin, dass wahrend einer Ausbildung die
Sicherung des Lebensunterhaltes entbehrlich ist.
Diese Mdoglichkeit besteht allerdings nur, wenn die
erste Aufenthaltserlaubnis vor Vollendung des 18.
Lebensjahres erteilt wurde. In allen anderen Fallen
muss geprtift werden, ob die Voraussetzungen fiir
die Niederlassungserlaubnis nach § 26 Abs. 4 Auf-
enthG erfillt sind.
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Die Aufenthaltserlaubnis flir Eltern und minderjahrige Geschwister,

§ 25a Abs. 2 AufenthG

§ 25a Abs. 2 AufenthG im Wortlaut: Aufenthaltserlaubnis fiir die Eltern und minderjahrigen
Geschwisterkinder der beglinstigten Jugendlichen

»(2) Den Eltern oder einem personensorgeberechtigten Elternteil eines minderjdhrigen Ausldnders, der eine Auf-
enthaltserlaubnis nach Absatz 1 besitzt, kann eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn

1. die Abschiebung nicht aufgrund falscher Angaben oder aufgrund von Tduschungen (iber die Identitét oder
Staatsangehdrigkeit oder mangels Erfiillung zumutbarer Anforderungen an die Beseitigung von Ausreisehin-

dernissen verhindert oder verzégert wird und

2. der Lebensunterhalt eigenstdindig durch Erwerbstditigkeit gesichert ist.

Minderjdhrigen Kindern eines Ausldnders, der eine Aufenthaltserlaubnis nach Satz 1 besitzt, kann eine Aufent-
haltserlaubnis erteilt werden, wenn sie mit ihm in familiérer Lebensgemeinschaft leben. Dem Ehegatten oder
Lebenspartner, der mit einem Beglinstigten nach Absatz 1 in familicirer Lebensgemeinschaft lebt, soll unter den Vo-
raussetzungen nach Satz 1 eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden. § 31 gilt entsprechend. Dem minderjéhrigen
ledigen Kind, das mit einem Beglinstigten nach Absatz 1 in familidrer Lebensgemeinschaft lebt, soll eine Aufent-

haltserlaubnis erteilt werden.”

1. Generelles

Bei den Aufenthaltserlaubnissen nach § 25a Abs. 2 Auf-
enthG handelt es sich um akzessorische Aufenthaltstitel.
Das bedeutet, dass das Recht der Eltern und Geschwister
von dem Recht des/der Jugendlichen abhangt. Erhalt
die/der Jugendliche keine Aufenthaltserlaubnis nach
Absatz 1, erhalten auch die Eltern keine Aufenthaltser-
laubnis nach Absatz 2. Erhalten die Eltern wiederum kei-
ne Aufenthaltserlaubnis, bekommen auch die Geschwi-
ster keine Aufenthaltserlaubnis. Diese akzessorischen
Aufenthaltserlaubnisse werden auch nur ,nach Ermes-
sen” erteilt und nicht wie bei Absatz 1 im gebundenen
Ermessen. Hier ist die pflichtgemdBe Ermessensaus-
ubung durch die Auslanderbehdrde gefragt.

In der Gesetzesbegriindung zur Ursprungsfassung
des § 25a AufenthG findet sich ein wichtiger Hinweis
fur nicht personensorgeberechtigte Eltern. Dort heif3t
es: ,Die Formulierung von § 25a Absatz 2 Satz 1, die der
urspriinglichen Formulierung aus der Stellungnahme
des Bundesrates vom 17. Dezember 2010 entspricht, er-
mdglicht es, auch nicht personensorgeberechtigten, aber
umgangsberechtigten Elternteilen einen Aufenthaltstitel
zu gewdihren, soweit dies im Hinblick auf Artikel 6 des

15

Grundgesetzes (GG) unter Berticksichtigung der Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts vom 8. Dezember
2005 (2 BvR 1001/ 04) verfassungsrechtlich geboten ist.”’6

Diese Moglichkeit wird von einigen Auslanderbehor-
den nicht gesehen und sollte mdglichst in einem Ge-
sprach geklart werden.

2. Zeitpunkt der Antragstellung

Eltern und minderjdhrige Geschwister des/der be-
glinstigten Jugendlichen kénnen nur eine Aufent-
haltserlaubnis erhalten, solange die jungen Menschen
noch nicht volljahrig geworden sind und erst dann,
wenn die Jugendlichen im Besitz der Aufenthaltser-
laubnis nach § 25a Abs. 1 AufenthG sind.

-I-ipp: Antrage sollten daher moglichst schnell
ab Erfullung der Voraussetzungen und moglichst
gleichzeitig gestellt werden.

16 Bundestagsdrucksache 17/5093 vom 16.03.2011.
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3. Ausschluss bei falschen Angaben,
Tauschung Uber Identitat oder Staatsange-
horigkeit sowie selbstverschuldete Verhin-
derung oder Verzégerung der Abschiebung

Das Bleiberecht wird nicht gewédhrt, wenn die Abschie-
bung wegen ,falscher Angaben oder aufgrund seiner
Tduschung tber die Identitdt oder Staatsangehdrigkeit
oder mangels Erfiillung zumutbarer Anforderungen an
die Beseitigung von Ausreisehindernissen verhindert
oder verzégert wird".

An dieser Formulierung ist wichtig, dass nicht nur ein
aktives Handeln als Ausschluss gewertet wird. Auch
ein Verhindern der Abschiebung durch passives Han-
deln - etwa eine fehlende Mitwirkung bei der Passbe-
schaffung - ist ein Ausschlussgrund. Auch hier gilt im
Hinblick auf den Wortlaut, dass in der Regel nur das
aktuelle Verhalten in der Gegenwart berlcksichtigt
werden darf.

AChtung: In Bezug auf den Versa-

gungsgrund der selbstverschuldeten Verhinderung
oder Verzégerung der Abschiebung ist die Recht-
sprechung zu berlicksichtigen. Auch hier ist der
Ausschlusstatbestand im Prasens formuliert. Dies
fuhrt jedoch nach der aktuellen Rechtsprechung
nicht automatisch dazu, dass Tauschungen in der
Vergangenheit unschadlich sind. Von besonderem
Interesse ist hier eine Entscheidung des OVG NRW
vom 21. Juli 2015. Diese Entscheidung ist zwar zu
der stichtagsfreien Altfallregelung des § 25b Auf-
enthG ergangen, wird aber auch auf die Familien-
angehorigen des § 25a AufenthG angewendet. In
dem Beschluss lautet einer der Leitsatze:

,Von dem Versagungstatbestand des § 25b Abs. 2
AufenthG-E nicht erfasste (zurtlickliegende) Identi-
tatstduschungen und Straftaten stehen der Erteilung
einer Aufenthaltserlaubnis dann entgegen, wenn sie
nach ihrer Art oder Dauer so bedeutsam sind, dass sie
das Gewicht der nach § 25b Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis 5
AufenthG-E relevanten Integrationsleistungen fiir die
nach Abs. 1 Satz 1 mal3gebliche Annahme der nach-
haltigen Integration beseitigen.”

17 OVG NRW, Beschluss v. 21.07.2015, 18 B 486/14.

Das bedeutet, dass Tauschungen und Abschiebungs-
verhinderungen sehr genau recherchiert werden
mussen und mit der zustdndigen Auslanderbehdorde
verhandelt werden sollte, unter welchen Gesichts-
punkten diese unberiicksichtigt bleiben kdnnen. Kein
Ausschlussgrund sollten Handlungen sein, wenn auch
ohne sie weitere Duldungsgriinde (z.B. Krankheiten)
vorgelegen haben und eine Abschiebung somit ohne-
hin nicht moglich gewesen ware.

Zur Passpflicht gelten die oben getdtigten Aussagen.

4. Lebensunterhaltssicherung

Die Aufenthaltserlaubniserteilung setzt daneben stets
voraus, dass der Lebensunterhalt der Eltern vollstan-
dig durch Erwerbstatigkeit gesichert ist.

Beim Lebensunterhaltserfordernis wird der/die
stammberechtigte Jugendliche aus dem Gesamtbe-
darf herausgerechnet, sofern dieser/diese sich noch
in Schule oder Ausbildung/Studium befindet. Im Ub-
rigen muss jedoch der Gesamtbedarf - einschlieBlich
weiterer Kinder und Unterhaltsverpflichtungen - gesi-
chert sein. Es darf also kein Anspruch auf erganzende
Leistungen vom Jobcenter oder Sozialamt bestehen.

Tipp: Eine offene Frage ist der Umgang mit
Hartefallen, z.B. durch unverschuldete Erwerbslosig-
keit wegen Krankheit, Arbeitsunfahigkeit oder nicht
verschuldeter Kiindigungen. Dies kdnnten Griinde
sein flr eine Ausnahmeregelung im Einzelfall. Hier
ist durch die Auslanderbehérden der Grundsatz der
Verhaltnismafigkeit zu beachten. Wenn die Ertei-
lung nach Absatz 2 wegen der fehlenden Lebensun-
terhaltssicherung nicht mdéglich ist, sollten andere
Losungen erwogen werden. Die Lebenssituation der
gesamten Familie muss genau dargelegt werden,
um der Auslanderbehdrde Argumente zu liefern,
diese Ausnahmetatbestande positiv zu berlicksichti-
gen. Fur derart gelagerte Falle empfiehlt es sich, mit
den zustandigen Auslanderbehérden zu erdrtern,
wo sie hier Spielraum fiir ihr Ermessen sehen.
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Insbesondere wenn die Volljahrigkeit der/des Beglin-
stigten kurz bevorsteht, muss schnellstmdoglich mit
der Ausldanderbehoérde eine Aufenthaltsperspektive
flr die Eltern und Geschwister erreicht werden, denn
ab Erreichen der Volljahrigkeit kann die Restfamilie
nicht mehr einbezogen werden. Dann bliebe nur eine
Landtagspetition oder ein Hartefallkommissionsan-
trag. Eine Losung wird nicht bei allen Auslanderbe-
horden gelingen, sollte aber generell, méglichst ohne
Nennung des Einzelfalls, besprochen werden. Derartig
gelagerte Konstellationen konnten auch mithilfe eines
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Erlasses des jeweiligen Landerinnenministeriums ei-
ner Lésung zugefiihrt werden. In Landerlassen kdnnte
z.B. geregelt werden, dass unter bestimmten Voraus-
setzungen die Uiberwiegende Sicherung des Lebens-
unterhalts ausreicht — unter Einrechnung des Kinder-
geldes, des Kinderzuschlages und des Wohngeldes.
Wird dies abgelehnt, bliebe die Erteilung einer Aufent-
haltserlaubnis gemaR § 25 Absatz 5 AufenthG und im
schlechtesten Fall die Erteilung einer Duldung fir die
Restfamilie nach der Spezialnorm des § 60a Abs. 2b
AufenthG (s.u.).

Verlangerung der Aufenthaltserlaubnis der Eltern beim Eintritt der Volljahrigkeit

Nicht im Gesetz geregelt ist, welche Konsequenz der Ein-
tritt der Volljahrigkeit des/der Jugendlichen fiir den Auf-
enthaltsstatus der Eltern bedeutet: Die Gesetzesbegriin-
dung'® geht davon aus, dass eine Aufenthaltserlaubnis
dann weiterhin verldngert werden kann.

,Die Aufenthaltserlaubnis nach Absatz 2 kann — wie auch
die Erlaubnis nach Absatz 1 - nach den allgemeinen Re-
geln (§ 8) verldngert werden. Eine Verldngerung ist auch
dann mdéglich, wenn das Kind, von dem die Eltern ihre
Aufenthaltserlaubnis ableiten, mittlerweile volljéhrig ge-
worden ist. Das Tatbestandsmerkmal ,Eltern eines min-
derjdhrigen Ausldnders” ist nach seinem Sinn und Zweck
nur bei der erstmaligen Erteilung einer Aufenthaltser-
laubnis nach § 25a Absatz 2, nicht aber bei deren Verldn-
gerung anwendbar.”

Die Aufenthaltserlaubnis nach § 25a Abs. 2 Satz 2 AufenthG

fur minderjahrige Geschwister

Die minderjahrigen Geschwister der/des Jugend-
lichen und Heranwachsenden sind grundsatzlich
auch begiinstigt, allerdings nur, wenn auch die Eltern
eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25a Abs. 2 S. 1 Auf-
enthG erhalten. So heif3t es in § 25a Abs. 2 S. 2 Auf-
enthG: ,Minderjdhrigen Kindern eines Auslénders, der
eine Aufenthaltserlaubnis nach Satz 1 besitzt, kann eine
Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn sie mit ihm
in familidrer Lebensgemeinschaft leben.” Die Geschwi-
ster unterliegen also einer doppelten Abhangigkeit:
Zuerst muss ein Familienmitglied gemal § 25a Abs.
1 AufenthG als Jugendliche/-r beglinstigt sein; dann
mussen die Eltern die Voraussetzungen fiir eine Auf-
enthaltserlaubnis erfiillen und nur, wenn das gelun-

18 Bundestagsdrucksache 17/5093 vom 16.03.2011.
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gen ist, konnen die Geschwister selbst davon mitpro-
fitieren. Erfullen die Eltern die Voraussetzungen fir
die Aufenthaltserlaubnis nicht, erhalten auch die Ge-
schwisterkinder bis zur Volljahrigkeit der/des jugend-
lichen Stammberechtigten eine Duldung gemal3 § 60a
Abs. 2b AufenthG. Hier bleibt stets zu beachten / zu
kldaren, ob die Geschwisterkinder u.U. in eigener Per-
son die Voraussetzungen des § 25a Abs. 1 AufenthG
erfiillen. Sollten sie an der Altershiirde (Antrag mit 14)
scheitern, so bleibt zu kldren, ob sie ggf. bis zur Volljah-
rigkeit des beglinstigten Geschwisterkindes selbst in
die Regelung hereinwachsen.



https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__25.html
https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__60a.html
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/17/050/1705093.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/17/050/1705093.pdf
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Die Aufenthaltserlaubnis nach § 25a Abs. 2 Satz 3 AufenthG fir
Ehegatt/-innen oder Lebenspartner/-innen

Im Gegensatz zur Vorgdngerregelung wurde mit der
Anderung zum 1. August 2015 die Méglichkeit ge-
schaffen, auch den Aufenthalt der Ehegattinnen und
eingetragenen gleichgeschlechtlichen Lebenspartne-
rinnen zu regeln. So heif3t es in Absatz 2 Satz 3:

~Dem Ehegatten oder Lebenspartner, der mit einem Be-
glinstigten nach Absatz 1 in familidrer Lebensgemein-
schaft lebt, soll unter den Voraussetzungen nach Satz 1
eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden.”

Die Bedingungen des Satzes 1 (vollstandige Lebensun-
terhaltssicherung und unverschuldete Abschiebungs-
hindernisse) sind — zumindest was die vollstandige
Lebensunterhaltssicherung anbelangt - schwer zu er-
fullen. Hier stellt sich die Frage, was passiert, wenn die
vollstandige Lebensunterhaltssicherung nicht erfiillt
wird. Bleiben die betroffenen Menschen aufgrund
des rechtlichen Abschiebungshindernisses aus Art. 6
des Grundgesetzes und Art. 8 der Europdischen Men-
schenrechtskonvention (Schutz der Familie) im Sta-
tus der Duldung oder erhdlt dann der/die Ehegatt/-in
bzw. Lebenspartner/-in eine Aufenthaltserlaubnis ge-
maf § 25 Abs. 5 AufenthG? Dariiber hinaus treten im
Falle von falschen Angaben oder Tauschungen in der
Vergangenheit auch hier die unter 3. aufgefiihrten
Probleme auf. Bei der Anwendung dieser Norm gibt
es noch viele Fragen, die durch die Gerichte geklart
werden missen.

Die Aufenthaltserlaubnis nach § 25a Abs. 2 Satz 3 AufenthG fir Kinder

Durch die Formulierung in Absatz 2 Satz 5:,Dem min-
derjdhrigen ledigen Kind, das mit einem Beglinstigten
nach Absatz 1 in familicirer Lebensgemeinschaft lebt, soll
eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden” werden auch
die Kinder des/der Jugendlichen und Heranwachsen-
den mitgeschutzt. Hier sind keine weiteren Vorausset-
zungen zu erfillen. Diese Regelung gilt auch, wenn
die Kinder erst spater geboren werden.

18
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Die Ausschlussgriinde nach § 25a Abs. 3 AufenthG

§ 25a Abs. 3 AufenthG im Wortlaut:

»(3) Die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach Absatz 2 ist ausgeschlossen, wenn der Ausldnder wegen einer
im Bundesgebiet begangenen vorsdtzlichen Straftat verurteilt wurde, wobei Geldstrafen von insgesamt bis zu 50
Tagesscitzen oder bis zu 90 Tagessdtzen wegen Straftaten, die nach diesem Gesetz oder dem Asylgesetz nur von
Ausldndern begangen werden kénnen, grundsdtzlich auBer Betracht bleiben.”

Straftaten

Die Aufenthaltserlaubniserteilung an die Famili- Im Gegensatz zu Absatz 1 sind hier im Absatz 3 kon-
enangehorigen setzt daneben auch stets voraus, krete Strafgrenzen genannt. Werden diese auch nur
dass keine Verurteilung fiir eine oder mehrere  um wenige Tage Uberschritten, ist eine Erteilung der
vorsatzliche Straftaten zu Haftstrafen oder Geldstrafen ~ Aufenthaltserlaubnis ausgeschlossen. Sind die Stra-
von Uber 50 Tagessdtzen (bzw. 90 Tagessdatzen bei  fen allerdings bereits getilgt, diirfen sie nicht mehr als
auslanderrechtlichen Straftaten, z. B. wiederholter  Versagungsgrund genommen werden. Die jeweiligen
Verstol3 gegen die Residenzpflicht) vorliegt. zu beachtenden Tilgungsfristen ergeben sich aus § 46
Bundeszentralregistergesetz.

Die Duldung nach § 60a Abs. 2b AufenthG fiir Eltern und minderjahrige
Geschwister

Falls die Voraussetzungen fiir die Aufenthaltserlaubnis
nach § 25a Abs. 2 AufenthG nicht erfillt sind, soll den
Eltern dem Gesetz zufolge zumindest eine Duldung
nach § 60a Absatz 2b AufenthG erteilt werden.

§ 60a Abs. 2b AufenthG im Wortlaut:

»Solange ein Ausldnder, der eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25a Absatz 1 besitzt, minderjdhrig ist, soll die Abschiebung
seiner Eltern oder eines allein personensorgeberechtigten Elternteils sowie der minderjchrigen Kinder, die mit den Eltern
oder dem allein personensorgeberechtigten Elternteil in familidrer Lebensgemeinschaft leben, ausgesetzt werden.”

Der Wortlaut der Norm macht deutlich, dass der Auf-  dungsgrund (Art. 6 GG — Schutz von Ehe und Familie)
enthalt der Eltern und minderjahrigen Geschwistern ~ weg und es muss versucht werden, das Bleiberecht der

der/des Beglinstigten nur bis zum Erreichen der Voll-  Eltern (und minderjahrigen Geschwister) Giber eine an-
jahrigkeit gesichert werden soll. Mit dem 18. Geburts-  dere Norm, z.B. § 25b AufenthgG, eine Landtagspetition
tag der/des beglnstigten Jugendlichen fallt der Dul-  oder einen Hartefallantrag, sicherzustellen.
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Die Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 5 AufenthG
fur Eltern und minderjahrige Geschwister?

Die Erteilungsvoraussetzungen fiir die Eltern sind so
hoch angesetzt, dass viele Familien daran scheitern.
Sinnvoll ware deshalb, statt der Duldung den Eltern
eine Aufenthaltserlaubnis gemaR § 25 Abs. 5 AufenthG
zu erteilen.

Hier ist auf den Umstand zu verweisen, dass fiir die El-
tern von minderjahrigen Beglinstigten ein rechtliches
Ausreisehindernis im Sinne des § 25 Abs. 5 AufenthG
bis zur Erreichung der Volljahrigkeit besteht und zu-
dem innerhalb einer Kernfamilie mdglichst keine un-
terschiedlichen Aufenthaltsrechte bestehen sollen.

Einige Bundeslander, u.a. Berlin, vertreten jedoch
die Auffassung, dass eine Erteilung der Aufenthalts-
erlaubnis nach § 25 Abs. 5 AufenthG nicht in Frage
kommt. So heil3t es in den Verfahrenshinweisen der
Berliner Auslanderbehérde (VAB) vom Dezember
2016: ,Dies gilt auch fiir den Fall, dass ein Familienan-
gehdriger eine Aufenthaltserlaubnis nach § 104a Auf-
enthG oder einer sonstigen Bleiberechtsregelung besitzt.
Auch eine solche Aufenthaltserlaubnis macht fiir sich
allein betrachtet eine Aufnahme oder Fortfiihrung einer
familicren Lebensgemeinschaft im Heimatstaat nicht
unzumutbar. Soweit nach den gesetzlichen Vorgaben
dem anderen Familienangehdrigen eine entsprechende
Aufenthaltserlaubnis nicht erteilt werden kann, mutet
der Gesetzgeber der Familie bewusst die Entscheidung
zu, sich entweder rdiumlich zu trennen oder die familiéire
Lebensgemeinschaft unter Verzicht auf das einem oder
mehreren Familienmitgliedern gewdhrte Aufenthalts-
rechtim gemeinsamen oder in einem der Heimatstaaten
zu leben”.”®

Die Moglichkeit einer Aufenthaltserlaubnis gemaf}
§ 25 Abs. 5 AufenthG wird auch vom OVG des Lan-
des Sachsen Anhalt verneint: ,In den Fiéillen, in denen
die Familienangehdrigen nicht nach § 25a Abs. 2 Auf-
enthG Aufenthaltserlaubnisse erhalten kénnen, kann
ihnen nicht mit Blick auf Art. 6 GG und 8 EMRK zum Zwe-
cke des Zusammenlebens mit gut integrierten Jugend-
lichen ein Titel nach § 25 Abs. 5 AufenthG erteilt werden;
ihnen steht nur der spezielle Duldungsanspruch aus

19 OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 26.06.2009 - OVG 2 S 28.09.

§ 60a Abs. 2b AufenthG zu (vgl. VGH BW, Beschl. v.
05.09.2016- 11 S 1512/16 -, juris, RdNr. 13).2°

Trotzdem sollte versucht werden, die Aufenthaltser-
laubnis gemaR § 25 Abs. 5 AufenthG zu erlangen. Recht-
sprechung ist nicht in Beton gemeif3elt und die Betrach-
tung besonderer Einzelfdlle kann auch zu anderen
juristischen Bewertungen fiihren. Dies gilt jedoch vor
allem fiir die Bundeslander, in denen eine solche Recht-
sprechung nicht existiert. Hier kann eine Recherche auf
der Rechtsprechungsdatenbank des Informationsver-
bundes Asyl und Migration hilfreiche Dienste tun.?'

Der Wegfall des Duldungsgrundes bei Erreichen der
Volljahrigkeit der Kinder bedeutet fiir nur geduldete
Eltern in der Regel somit die Ausreise bzw. die Abschie-
bung, falls kein anderweitiger Aufenthalt erreicht wer-
den kann. Im Ergebnis handelt es sich um eine staat-
lich verordnete Familientrennung und manifestiert
einmal mehr das so genannte ,Volljahrigkeitsloch”. Die
Definition der Kernfamilie (Eltern und minderjahrige,
ledige Kinder), die das Aufenthaltsgesetz durchzieht,
verhindert Familiennachzug, trennt Eltern von den He-
ranwachsenden und ldsst die Schutznormen Art. 6 GG
und Art. 8 EMRK in diesen Fallen ins Leere laufen.

WiChti : Erstmalig gibt es bei huma-

nitdren Aufenthaltserlaubnissen auch ein eigen-
standiges Aufenthaltsrecht nach Trennung der
Paare. In Absatz 2 Satz 4 steht der Hinweis: ,§ 317
gilt entsprechend.” Dadurch kann nach den M&g-
lichkeiten des § 31 AufenthG ein eigenstandiges
Aufenthaltsrecht nach einer Trennung erworben
werden. Diese Regelung betrifft sowohl die Eltern
des/der Jugendlichen als auch die Ehefrauen bzw.
-manner, Partner/-innen der beglinstigten Jugend-
lichen und Heranwachsenden.

20 OVG Sachsen Anhalt, Urteil vom 07.12.2016, 2 L 18/15.
21 http://www.asyl.net/index.php?id=rechtsprechungsdatenbank



http://www.asyl.net/index.php?id=startseite
http://www.asyl.net/index.php?id=startseite
http://www.asyl.net/index.php?id=rechtsprechungsdatenbank
https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__31.html
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Weitere allgemeine Regelungen fiir § 25a Absatze 1 und 2 AufenthG

1. Erflllung der Passpflicht

Grundsatzlich gelten auch bei der Erteilung der Auf-
enthaltserlaubnis nach § 25a AufenthG die allgemei-
nen Erteilungsvoraussetzungen des § 5 AufenthG und
damit u.a. auch die Erfiillung der Passpflicht nach § 3
AufenthG. Hier kann auf die allgemeinen Regelungen
verwiesen werden. Zum einen ermdglicht § 5 Abs. 3
Satz 2 AufenthG ein Abweichen von den Vorausset-
zungen des § 5 Abs. 1 und 2 AufenthG. So heif3t es dort:
»In den Uibrigen Fdllen der Erteilung eines Aufenthaltsti-
tels nach Kapitel 2 Abschnitt 5 [§§ 22-26 AufenthG] kann
von der Anwendung der Absdtze 1 und 2 abgesehen wer-
den.” Zum anderen regelt die Aufenthaltsverordnung
in den §§ 5 ff, unter welchen Bedingungen ein Passer-
satz (Reiseausweis fur Auslander) ausgegeben werden
kann, in den dann die Aufenthaltserlaubnis erteilt
wird, oder die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis als
Ausweisersatz. Oftmals stellt der fehlende Pass, selbst
bei Unmdoglichkeit der Beschaffung, ein Erteilungshin-
dernis dar und die Auslanderbehorde besteht auf der
Pflicht zur Passbeschaffung und der Mithilfe bei der
Identitatsklarung.

Ein besonderes Problem dabei besteht in der Angst,
dass mit Vorlage eines Passes die Abschiebung unmit-
telbar durchgefiihrt werden kann und es nicht mehr
zur Erteilung der begehrten Aufenthaltserlaubnis
kommt. Hier bedarf es des Handlungsgeschickes der
Beratungsstelle oder der Anwaltin/des Anwalts. Die
Auslanderbehdrde sollte zusichern, dass bei Vorlage
des Passes (inklusive der Stimmigkeit mit vorher ange-
gebenen Daten), die Erteilung der Aufenthaltserlaub-
nis zugesichert wird.

Ein Positivbeispiel liefert der Erlass??aus Schleswig-Hol-
stein vom 3. Juni 2013, der bei der Passbeschaffung
die personliche Situation klar beriicksichtigt. Bei unzu-
mutbarer Wehrdienstableistung zum Erhalt des Passes
oder bei Verwurzelung in Deutschland z.B. regelt der
Erlass, dass die Passbeschaffung im Einzelfall unzumu-
tbar ist und auf die Passvorlage verzichtet wird.

22 https://www.frsh.de/fileadmin/news_import/imsh erlass.25aAuf-
enthG 03.06.2013.pdf
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Tipp. Es konnen sich bei erfolgreicher

Passbeschaffung Unklarheiten zu den bisher
gemachten Angaben ergeben. Um diese zu klaren,
sollte eine Beratungsstelle oder eine Anwaltskanzlei
aufgesucht werden.

2. Familiennachzug

Nur fir Jugendliche und Heranwachsende mit einer
Aufenthaltserlaubnis nach § 25a Absatz 1 AufenthG
ist unter den eingeschrankten Voraussetzungen
des § 29 Abs. 3 Satz 1 AufenthG der Familiennach-
zug eroffnet: ,Die Aufenthaltserlaubnis darf dem
Ehegatten und dem minderjéhrigen Kind eines Aus-
Idnders, der eine Aufenthaltserlaubnis nach den §§ 22,
23 Absatz 1 oder Absatz 2 oder § 25 Absatz 3 oder Ab-
satz 4a Satz 1, § 25a Absatz 1 oder § 25b Absatz 1
besitzt, nur aus volkerrechtlichen oder humanitaren
Grinden oder zur Wahrung politischer Interessen
der Bundesrepublik Deutschland erteilt werden.”
Die Familienangehdrigen der/des Beglnstigten, die
eine Aufenthaltserlaubnis nach Absatz 2 besitzen,
sind dagegen gemall § 29 Abs. 3 Satz 3 AufenthG
vom Familiennachzug ausgeschlossen: ,Ein Familien-
nachzug wird in den Fdllen des § 25 Absatz 4, 4b und 5,
§ 25a Absatz 2, § 25b Absatz 4, § 104a Abs. 1 Satz 1 und
§ 104b nicht gewdhrt” Ob diese Regelungen verfas-
sungskonform sind und auBerdem mit der UN-Kinder-
rechtskonvention im Einklang stehen, durfte zumin-
dest zweifelhaft sein.

AChtung: Der Ausschluss des Fa-

miliennachzugs gemal § 29 Abs. 3 Satz 3 bezieht
sich auf den Familiennachzug aus dem Ausland.
Mitglieder der Kernfamilie haben, wenn sie sich in
Deutschland befinden, grundsatzlich Anspruch auf
den grundgesetzlichen Schutz von Ehe und Familie
(s.0).



https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__29.html
https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__5.html
https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__3.html
https://www.frsh.de/fileadmin/news_import/imsh_erlass.25aAufenthG_03.06.2013.pdf
https://www.frsh.de/fileadmin/news_import/imsh_erlass.25aAufenthG_03.06.2013.pdf
https://www.frsh.de/fileadmin/news_import/imsh_erlass.25aAufenthG_03.06.2013.pdf
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3. Erteilung der Aufenthaltserlaubnis trotz einer Ablehnung als ,offensichtlich unbegriindet”

im Asylverfahren

§ 25a Absatz 4 AufenthG im Wortlaut;

»(4) Die Aufenthaltserlaubnis kann abweichend von § 10 Absatz 3 Satz 2 erteilt werden und berechtigt zur Aus-

libung einer Erwerbstditigkeit.”

Oftmals scheitert die Erteilung einer Aufenthaltser-
laubnis an der Sperrwirkung des § 10 Abs. 3 S. 2 Auf-
enthG. Der besagt, dass in bestimmten Fallen einer
Ablehnung eines Asylantrages als ,offensichtlich un-
begriindet” keine Aufenthaltserlaubnis vor der Aus-

4. Erwerbstatigkeit

Mit § 25a Abs. 4 AufenthG ist klargestellt, dass die
Aufenthaltserlaubnisse nach § 25a AufenthG grund-
satzlich zur selbststandigen und unselbststandigen
Erwerbstatigkeit berechtigen und die Inhaberinnen
somit frei auf dem Arbeitsmarkt sind. Somit entfallt
das lastige Prozedere der Beantragung einer Arbeits-
erlaubnis.

reise erteilt werden darf. Durch die Formulierung in
§ 25a Absatz 4 AufenthG entfallt diese Sperrwirkung,
eine Aufenthaltserlaubnis kann also auch dann erteilt
werden, wenn der Asylantrag als offensichtlich unbe-
griindet abgelehnt wurde.

5. Die generellen Ausnahmemoglichkeiten des § 5 Abs. 3 Satz 3 AufenthG

Es muss an dieser Stelle auch auf die Ausnahmemadg-
lichkeit des § 5 Abs. 3 Satz 3 AufenthG hingewiesen
werden. In der Gesetzesbegriindung zur ersten ge-
setzlichen Bleiberechtsregelung des § 104a AufenthG
aus dem Jahre 2007 ist der Verweis auf die Anwend-
barkeit dieser allgemeinen Regelung auBerhalb de §
25a AufenthG zu finden gewesen. In den neuen Ge-
setzesbegriindungen fehlt er dagegen. Dies andert
aber nichts an der Tatsache, dass diese Regelung auf-
grund der allgemeinen Gesetzessystematik auch hier
uneingeschrankt gilt.

§ 5 Absatz 3 des AufenthG lautet:

»(3) In den Fdllen der Erteilung eines Aufenthaltstitels nach den §§ 24 oder 25 Abs. 1 bis 3 ist von der Anwendung
der Absdtze 1 und 2, in den Fdllen des § 25 Absatz 4a und 4b von der Anwendung des Absatzes 1 Nr. 1 bis 2 und 4
sowie des Absatzes 2 abzusehen. In den Fdllen der Erteilung eines Aufenthaltstitels nach § 26 Absatz 3 ist von der
Anwendung des Absatzes 2 abzusehen. In den (ibrigen Fdllen der Erteilung eines Aufenthaltstitels nach Kapitel
2 Abschnitt 5 kann von der Anwendung der Absditze 1 und 2 abgesehen werden.”



http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/16/050/1605065.pdf
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Der entscheidende Satz ist Satz 3, und das darin eroff-
nete Ermessen fiir die Auslanderbehdérden. Durch die-
se Norm kann eine gréRere Einzelfallberiicksichtigung
und -abwdgung erfolgen. Was besagen die Absatze 1
und 2 des § 5 AufenthG? Hier der Wortlaut:

§ 5 Allgemeine Erteilungsvoraussetzungen
(1) Die Erteilung eines Aufenthaltstitels setzt in der Regel voraus, dass
1. der Lebensunterhalt gesichert ist,

1a. die Identitdit und, falls er nicht zur Riickkehr in einen anderen Staat berechtigt ist, die Staatsangehérigkeit des
Ausldnders gekldrt ist,

2. kein Ausweisungsinteresse besteht,

3. soweit kein Anspruch auf Erteilung eines Aufenthaltstitels besteht, der Aufenthalt des Ausldnders nicht aus
einem sonstigen Grund Interessen der BRD beeintrdichtigt oder geféhrdet und

4. die Passpflicht nach § 3 erfiillt wird.

(2) Des Weiteren setzt die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis, einer Niederlassungserlaubnis oder einer Erlaubnis
zum Daueraufenthalt — EU voraus, dass der Ausldnder

1. mit dem erforderlichen Visum eingereist ist und
2. die fiir die Erteilung mal3geblichen Angaben bereits im Visumantrag gemacht hat.

Hiervon kann abgesehen werden, wenn die Voraussetzungen eines Anspruchs auf Erteilung erfiillt sind oder es auf
Grund besonderer Umsténde des Einzelfalls nicht zumutbar ist, das Visumverfahren nachzuholen.”

Zusammenfassend bedeutet das, dass bei den Regel- . .

voraussetzungen folgende Ausnahmen grundsatzlich WlChtlg: Im Normalfall dirfte das Er-
moglich sind: messen der Auslanderbehdrden zu Ungunsten
der Antragstellenden ausgelegt werden. Es lohnt
sich dennoch, diese Kann-Vorschrift nicht zu Gber-
b) bei ungeklérter Identitat oder Staatsangehérigkeit, sehen. Insbesondere, wenn das Fehlen einer der
Regelvoraussetzungen nicht selbstverschuldet ist,
konnen hiermit Losungen erreicht werden. Daru-
d) bei Beeintrachtigung sonstiger Interessen der BRD, ber hinaus besteht ein Anspruch auf einen fehler-

e) bei Passlosigkeit und freie Austibung des Ermessens.

a) bei fehlender Lebensunterhaltssicherung,

¢) bei bestehendem Ausweisungsinteresse,

f) bei erfolgter Einreise unter VisumsverstoR.
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. §25b Aufenthaltsgesetz — Aufenthaltsgewahrung
bei nachhaltiger Integration

Mit diesem Paragraphen wurde eine langjdhrige
Forderung endlich umgesetzt. Ebenso wie beim
§ 25a AufenthG handelt es sich um eine stichtagsfreie
Bleiberechtsregelung, deren Anwendung nicht von
der Einreise vor einem bestimmten Datum abhangt.

§ 25b AufenthG: Kurzibersicht

Geduldeten Ausldndern soll gemdf3 § 25b Absatz 1 AufenthG eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn
folgende Bedingungen erfiillt sind:

* 6 Jahre Voraufenthalt im Bundesgebiet (ununterbrochen geduldet, gestattet oder erlaubt), wenn ein minderjéh-
riges lediges Kind im gemeinsamen Haushalt lebt

* Ansonsten 8 Jahre Voraufenthalt im Bundesgebiet (ununterbrochen geduldet, gestattet oder erlaubt),
* Bekenntnis zur freiheitlich demokratischen Grundordnung

* Verfligen (ber Grundkenntnisse der Rechts- und Gesellschaftsordnung und der Lebensverhdltnisse im
Bundesgebiet

 Uberwiegende Sicherung des Lebensunterhalts durch Erwerbstcitigkeit oder positive Prognose in Bezug auf eine
zuklinftig zu erwartende vollsténdige Sicherung des Lebensunterhalts

* Hinreichende miindliche Deutschkenntnisse A2 GERR
* Nachweis, dass die schulpflichtigen Kinder tatscichlich zur Schule gehen

» Abschiebung ist nicht aufgrund eigener falscher Angaben oder aufgrund Téduschung (ber Identitdt oder Staats-
angehdrigkeit ausgesetzt

* Kein Ausweisungsinteresse gemdl3 § 54 Abs. 1 oder Abs. 2 Nr. 1 und 2 AufenthG
* Erflillung der Passpflicht als Regelvoraussetzung

* § 10 Abs. 3 Satz 2 AufenthG ist kein Erteilungshindernis (Ablehnungen im Asylverfahren als «offensichtlich
unbegriindet» gemal § 30 Abs. 3 AsylG)

Rechtsfolgen:
* Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt zur Aufnahme einer Erwerbstdtigkeit
* Eingeschrdinkter Familiennachzug gemdls § 29 Abs. 3 Satz 1 AufenthG

* Die Aufenthaltserlaubnis wird in der Regel fiir zwei, jedoch Idngstens fiir 3 Jahre erteilt und verldngert
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Die Ehegattinnen, Lebenspartnerinnen und minderjdhrigen Kinder der bleibeberechtigten Personen sollen
gemdfl § 25b Abs. 4 AufenthG unter den folgenden Voraussetzungen ebenfalls eine Aufenthaltserlaubnis
erhalten:

Bekenntnis zur freiheitlich demokratischen Grundordnung
Grundkenntnisse der Rechts- und Gesellschaftsordnung und der Lebensverhdiltnisse im Bundesgebiet

Uberwiegende Sicherung des Lebensunterhalts durch Erwerbstiitigkeit oder positive Prognose fiir die zu
erwartende Lebensunterhaltssicherung

Hinreichende miindliche Deutschkenntnisse (A2 GERR)
Nachweis, dass die schulpflichtigen Kinder tatscichlich zur Schule gehen

Abschiebunag ist nicht aufgrund eigener falscher Angaben oder Tduschung (iber Identitdit oder Staatsangehérig-
keit ausgesetzt

Keine Ausweisungsinteresse gemdl3 § 54 Abs. 1 oder Abs. 2 Nr. 1 und 2 AufenthG Erfiillung der Passpflicht als Re-

gelvoraussetzung

§ 10 Abs. 3 Satz 2 AufenthG ist kein Erteilungshindernis (Ablehnungen im Asylverfahren als «offensichtlich

unbegriindet» gemdl3 § 30 Abs. 3 Nr. 1-6 AsylG)

Rechtsfolgen:

Die Aufenthaltserlaubnis berechtigt zur Aufnahme einer Erwerbstdtigkeit
Eingeschrdnkter Familiennachzug gemdfs § 29 Abs. 3 Satz 1 AufenthG

Die Aufenthaltserlaubnis wird fiir jeweils Idngstens zwei Jahre erteilt und verldngert
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§ 25b AufenthG im Wortlaut: § 25b Aufenthaltsgewahrung bei nachhaltiger Integration

(1) Einem geduldeten Ausldnder soll abweichend von § 5 Absatz 1 Nummer 1 und Absatz 2 eine Aufenthaltserlaub-
nis erteilt werden, wenn er sich nachhaltig in die Lebensverhdiltnisse der Bundesrepublik Deutschland integriert
hat. Dies setzt regelmdflig voraus, dass der Ausldnder

1. sich seit mindestens acht Jahren oder, falls er zusammen mit einem minderjéhrigen ledigen Kind in héuslicher
Gemeinschaft lebt, seit mindestens sechs Jahren ununterbrochen geduldet, gestattet oder mit einer Aufent-
haltserlaubnis im Bundesgebiet aufgehalten hat,

2.sich zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung der Bundesrepublik Deutschland bekennt und (iber
Grundkenntnisse der Rechts- und Gesellschaftsordnung und der Lebensverhdiltnisse im Bundesgebiet verfiigt,

3. seinen Lebensunterhalt (iberwiegend durch Erwerbstditigkeit sichert oder bei der Betrachtung der bisherigen
Schul-, Ausbildungs-, Einkommens- sowie der familiéiren Lebenssituation zu erwarten ist, dass er seinen Lebens-
unterhalt im Sinne von § 2 Absatz 3 sichern wird, wobei der Bezug von Wohngeld unschddlich ist,

4. liber hinreichende miindliche Deutschkenntnisse im Sinne des Niveaus A2 des Gemeinsamen Europdischen
Referenzrahmenis fiir Sprachen verfiigt und

5. bei Kindern im schulpflichtigen Alter deren tatscichlichen Schulbesuch nachweist.

Ein voriibergehender Bezug von Sozialleistungen ist fiir die Lebensunterhaltssicherung in der Regel unschddlich bei

1. Studierenden an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule sowie Auszubildenden in aner-
kannten Lehrberufen oder in staatlich geférderten BerufsvorbereitungsmalBnahmen,

2. Familien mit minderjihrigen Kindern, die vortibergehend auf ergdinzende Sozialleistungen angewiesen sind,

3. Alleinerziehenden mit minderjdhrigen Kindern, denen eine Arbeitsaufnahme nach § 10 Absatz 1 Nummer 3 des
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch nicht zumutbar ist oder

4. Ausldndern, die pflegebeditirftige nahe Angehdrige pflegen.

(2) Die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach Absatz 1 ist zu versagen, wenn

1. der Ausldnder die Aufenthaltsbeendigung durch vorsdtzlich falsche Angaben, durch Téduschung (ber die Iden-
titéit oder Staatsangehdrigkeit oder Nichterfiillung zumutbarer Anforderungen an die Mitwirkung bei der Besei-
tigung von Ausreisehindernissen verhindert oder verzdgert oder

2. ein Ausweisungsinteresse im Sinne von § 54 Absatz 1 oder Abs. 2 Nummer 1 und 2 besteht.

(3) Von den Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 2 Nummer 3 und 4 wird abgesehen, wenn der Ausldnder sie wegen
einer kérperlichen, geistigen oder seelischen Krankheit oder Behinderung oder aus Altersgriinden nicht erfiillen
kann.

(4) Dem Ehegatten, dem Lebenspartner und minderjéhrigen ledigen Kindern, die mit einem Beglinstigten nach Ab-
satz 1 in familidrer Lebensgemeinschaft leben, soll unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 2 Nummer 2
bis 5 eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden. Die Absdtze 2, 3 und 5 finden Anwendung. § 31 gilt entsprechend.

(5) Die Aufenthaltserlaubnis wird abweichend von § 26 Absatz 1 Satz 1 Idngstens fiir zwei Jahre erteilt und verldn-
gert. Sie kann abweichend von § 10 Absatz 3 Satz 2 erteilt werden und berechtigt zur Ausiibung einer Erwerbstd-
tigkeit. § 25a bleibt unberiihrt.”
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Zu den einzelnen Regelungen:

Grundsatzlich: Der Wille der Gesetzgebung, ,gut in-
tegrierten” ausreisepflichtigen Menschen unter be-
stimmten Bedingungen eine Bleiberechtsmdglichkeit
zu erdffnen, lasst sich sehr gut auch in der Gesetzes-
begriindung nachlesen. Diese bildet das mit der Rege-
lung verfolgte Ziel ab und kann somit auch gegeniiber
den zustandigen Auslanderbehorden fir die Argumen-
tation genutzt werden. Danach soll die Aufenthalts-
erlaubnis erteilt werden, “wenn die Voraussetzungen
des § 25b vorliegen. Sofern die in Satz 2 genannten Vo-
raussetzungen vorliegen, ist von einer nachhaltigen In-
tegration in die Lebensverhdltnisse der Bundesrepublik
Deutschland auszugehen. Nur in Ausnahmefdllen kann
von der Titelerteilung abgesehen werden. Absatz 1 re-
gelt die Voraussetzungen, die ein Geduldeter regelmd-
Big erfiillen muss, damit ihm eine Aufenthaltserlaubnis
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nach § 25b erteilt werden kann. Die Formulierung ,setzt
regelmdBig voraus” Iisst es indessen zu, dass besonde-
re Integrationsleistungen von vergleichbarem Gewicht
ebenfalls zur Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach
§ 25b fiihren kénnen, auch wenn die Voraussetzungen
des Absatzes 1 Satz 2 im Einzelfall nicht vollstdndig er-
fiillt sind. Dies kann zum Beispiel der Fall sein, wenn der
Ausldnder ein Verhalten wie etwa ein herausgehobenes
soziales Engagement gezeigt hat, das eine vergleichbare
nachhaltige Integration in die Lebensverhdiltnisse der
Bundesrepublik Deutschland gewdhrleistet, auch wenn
dafiir insbesondere die Lebensunterhaltssicherung, die
erforderliche Aufenthaltsdauer oder die geforderten
Deutschkenntnisse noch nicht vollstdndig den gesetz-
lichen Anforderungen entsprechen; es ist daher eine Ge-
samtschau der Umstdnde des Einzelfalls vorzunehmen.”

Die Aufenthaltserlaubnis nach § 25b Abs.1 AufenthG

Mit dem Wort,soll” hat der Gesetzgeber zum Ausdruck
gebracht, dass im Regelfall - bei Erfiillen der Voraus-
setzungen - die Aufenthaltserlaubnis zu erteilen ist
und der Antrag nur in Ausnahmefallen abgelehnt wer-
den kann. Hierzu sagen die vorldufigen Anwendungs-
hinweise des BMI:,,Bei der Regelung des § 25b handelt es
sich um eine Soll-Vorschrift. Sofern die in § 25b Absatz 1
Satz 2 Nummer 1 bis 5 genannten Voraussetzungen vor-
liegen und keine der zwingenden Versagungstatbestdn-
de des Absatz 2 gegeben sind, ist von einer nachhaltigen
Integration in die Lebensverhdiltnisse der Bundesrepublik
Deutschland auszugehen.”

1. Voraufenthaltszeiten

Eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25b Abs. 1 AufenthG
setzt regelmaBig voraus, dass die beglnstigte Person
sich seit mindestensachtJahrenin Deutschland ununter-
brochen erlaubt, mit einer Duldung oder Aufenthaltsge-
stattung aufhalt. Sofern mindestens ein minderjahriges
Kind mit in der Haushaltsgemeinschaft lebt, reduziert
sich die geforderte Voraufenthaltszeit auf sechs Jahre.
Dies gilt auch, wenn es sich nicht um leibliche Kinder,
sondern um Pflege- und Stiefkinder handelt.
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Aus dem Wort ,regelmaBig” in § 25 Abs. 1 S. 2 Auf-
enthG ist herauszulesen, dass auch geringfuigige Ab-
weichungen von der geforderten Aufenthaltsdauer
unter bestimmten Bedingungen ausreichend sein
kénnen, etwa wenn sonstige besondere ,Integrations-
leistungen” wie z.B. ein herausgehobenes soziales En-
gagement vorliegen. Hier ist im Rahmen der Antrag-
stellung auf die oben zitierte Gesetzesbegriindung
sowie die Anwendungshinweise des BMI zu verweisen.

AChtU ﬂg: Die Formulierung ,regelmd-

Big” wird jedoch leider von den meisten Auslan-
derbehodrden ubersehen bzw. ignoriert. Es ist uns
bisher kein Fall bekannt, wo eine Auslanderbe-
horde von den geforderten Voraufenthaltszeiten
abgesehen hat bei ansonsten gut vorzeigbaren In-
tegrationsleistungen. Hier sollte auf jeden Fall ent-
sprechend argumentiert werden.
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Achtung: In den Allgemeinen Anwendungshinweisen
des BMI findet sich eine Gesetzesauslegung, die sich
weder aus dem Wortlaut noch aus der Gesetzesbe-
grindung ergibt: ,Im Zeitpunkt der Beantragung der
Aufenthaltserlaubnis nach § 25b Absatz 1 Satz 1 muss
der Aufenthalt des Ausldnders nach § 60a geduldet sein.
Wenn die Duldung allein im Hinblick auf ein Verfahren er-
teilt wird, in dem darum gestritten wird, ob der Ausldnder
in der Sache berechtigt ist, die Aufenthaltserlaubnis noch
vor der Abschiebung zu erhalten oder diese im Bundesge-
biet einholen zu diirfen, liegt keine Duldung im Sinne des
§ 25b Absatz 1 vor. Hier handelt es sich lediglich um eine
gerichtliche Verfahrensduldung.”

Folgt man dieser Ansicht, wiirde dies bedeuten, dass
alle diejenigen, die auf Erteilung der Aufenthaltser-
laubnis nach § 25b AufenthG klagen, eine solche gar
nicht mehr erhalten konnten, da sie nur im Besitz einer

~Verfahrensduldung” sind. Damit wiirde die Regelung
im Streitfall stets in Leere laufen. Das war seitens des
Gesetzgebers aber nicht beabsichtigt, so dass ent-
sprechende Antrage mit Hilfe einer Anwaltin/eines
Anwalts trotzdem gestellt und im Zweifel gerichtlich
durchgesetzt werden sollten.

Leider gilt das auch fiir einen weiteren Aspekt. Die All-
gemeinen Anwendungshinweise des BMI besagen:
~Nach dem Wortlaut des § 25b wiirde es bereits gendi-
gen, die Erteilung eines Aufenthaltstitels nach § 25b auch
dann zu erteilen, wenn der Antragsteller die geforderte
Mindestaufenthaltszeit (von acht bzw. sechs Jahren)
liberwiegend als Inhaber einer Aufenthaltserlaubnis ver-
bracht hat. Nach § 25b Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 wird le-
diglich vorausgesetzt, dass der Ausldnder zum Zeitpunkt
der Antragstellung geduldet ist; zeitliche Gewichtungen
bzw. Abstufungen zwischen Duldung, Gestattung und
Besitz einer Aufenthaltserlaubnis wurden gesetzlich nicht
normiert. Eine Titelerteilung in diesen Fdllen entspricht
jedoch nicht Sinn und Zweck sowie der Entstehungsge-
schichte dieser Norm. Mit der Neuregelung ist vielmehr
beabsichtigt, jene Ausldnder profitieren zu lassen, die
langfristig geduldet waren und denen mit der Erteilung
eines Aufenthaltstitels nach § 25b nunmehr eine Aufent-
haltsperspektive in Deutschland eréffnet werden soll. Es
entspricht — entgegen sonstiger Gewohnheit durchaus
Sinn und Zweck dieser Norm, den nicht-legalen Vor-
aufenthalt hier zu privilegieren. Nicht intendiert ist, auch

jene Ausldnder zu berticksichtigen, die bereits (iber Idn-
gere Zeit einen Aufenthaltstitel (z.B. nach den §§ 16 oder
18) inne hatten und denen insoweit eine Lebensperspek-
tive in Deutschland bereits offen stand.”

Auch hier wird entgegen dem Wortlaut des § 25b
AufenthG eine engere Auslegung angeregt. Inte-
ressanterweise wird hier die Argumentation der
Vergangenheit vollig umgedreht. So sollten beim
Verwurzelungsaspekt im Rahmen des § 25 Absatz 5
AufenthGinsbesondere auch Zeiten des rechtmafigen
Aufenthaltes — also mit einem Aufenthaltstitel — als
Beleg fiir eine Verwurzelung gesehen werden. Hier
nun werden diese Zeiten als schadlich eingestuft.
Diese Auffassung ist nicht nachvollziehbar und vom
Wortlaut nicht gedeckt. Daher sollten mit der Auslan-
derbehdrde im Einzelfall Lésungen gesucht werden,
die Uber die Rechtsauffassung des BMI hinausgehen.
In der Antwort® der Staatssekretarin Dr. Emily Haber
vom 30. Juni 2016 auf die kleine Anfrage des Abge-
ordneten Volker Beck erwidert die Bundesregierung:
,Das Bundesministerium des Innern hat im Rahmen
seiner Ressortverantwortung rechtlich unverbindliche
Anwendungshinweise zu § 25b des Aufenthaltsgesetzes
(AufenthG) herausgegeben. Hinsichtlich der Frage des
aufenthaltsrechtlichen Status wdhrend der Mindestau-
fenthaltszeit von acht bzw. sechs Jahren folgt das Bun-
desministerium des Innern der in den einleitenden Aus-
flihrungen des Gesetzentwurfs unter ,Problem und Ziel”
enthaltenen Formulierung, vor allem die Rechtsstellung
der Ausldnder zu stdrken, die auch ohne rechtmdligen
Aufenthalt anerkennenswerte Integrationsleistungen
erbracht haben oder die schutzbediirftig sind (siehe u. a.
Bundestagsdrucksache 18/4097 vom 25. Februar 2015,
S. 1). Es sollen von der Regelung des § 25b AufenthG so-
mit vor allem auch jene Ausldnder profitieren kbnnen, die
langfristig geduldet waren und denen nunmebhr eine Auf-
enthaltsperspektive in Deutschland erdffnet werden soll.
Die Anwendung auf Geduldete, die sich Uiber einen Idn-
geren Zeitraum rechtmdBig in Deutschland aufgehalten
haben, ist aber gleichwohl méglich.”

23 dipbt.bundestag.de/doc/btd/18/089/1808999.pdf
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Hier lohnt auch ein erneuter Blick in die Gesetzesbe-
griindung: ,Anrechenbar sind alle ununterbrochenen
Voraufenthaltszeiten, in denen sich der Ausldnder in asyl-
oder aufenthaltsrechtlichen Verfahren, d. h. geduldet,
gestattet oder mit einer Aufenthaltserlaubnis im Bundes-
gebiet aufgehalten hat.”

Dennoch ist auch hier die Rechtsprechung in Teilen
bereit, diese restriktive Interpretation zu Uberneh-
men. Interessanterweise wird z.B. bei einem studen-
tischen Voraufenthalt auf den § 16 Absatz 2 AufenthG
abgestellt, der einen Zweckwechsel des Aufenthaltes
bei Studium oder zur Studienbewerbung i.d.R. nicht
zuldsst. Bei Studienabbruch, wenn die Aufenthaltser-
laubnis nach § 16 AufenthG eben nicht mehr verlan-
gert wurde und dementsprechend der gegenwartige
Aufenthalt geduldet wird und die Ubrigen Vorausset-
zungen des § 25b AufenthG erfiillt werden, ist nicht
nachzuvollziehen, wieso die Aufenthaltserlaubnis ver-
weigert wird. Das OVG NRW hat in seinem Beschluss
vom 7. Oktober 2016, AZ: 18A 1509/15 aber genau das
getan. Interessanterweise ist der Wortlaut der Vorgan-
gernorm § 104a AufenthG anders als der des § 25 b
AufenthG. § 104a beglinstigte ,gestattete, geduldete
und aus humanitdaren Griinden erlaubte Vorauf-
enthalte”. Damit waren Studienzeiten mit einer Auf-
enthaltserlaubnis nach § 16 AufenthG kraft Gesetzes
nicht beriicksichtigungsfahig. § 25b enthalt jedoch
diese Einschrankung auf humanitare Aufenthaltstitel
explizit nicht. Dafir, dass es sich dabei um ein ,Verse-
hen” des Gesetzgebers handeln kdnnte, sind keinerlei
Anhaltspunkte ersichtlich. Beratungsstellen, Verbande
und Anwadlt/-innen sollten alles daran setzen, dieser
Interpretation sowohl im Einzelfall als auch grundsatz-
lich entgegenzutreten.
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WlChtlg: Zudem stellt sich die Frage

des geforderten ununterbrochenen Aufenthaltes.
Es ist unstrittig, dass kurze Unterbrechungen des
registrierten Aufenthaltes z.B. durch verspatet ge-
stellte Verlangerungsantrage unschddlich sind. Die
zustandige Auslanderbehdrde hat dann jeweils
auch die verspatete Beantragung durch die Dul-
dungsverlangerung ,geheilt”. Die Gesetzesbegriin-
dung fiihrt zu den Unterbrechungen an: ,Der zu be-
riicksichtigende Voraufenthalt muss ununterbrochen
gewesen sein; kurzfristige Unterbrechungen der Min-
destaufenthaltsdauer von bis zu drei Monaten sind
unschddlich. Bei ldngeren Unterbrechungen des Auf-
enthalts, die nicht mit der Ausldnderbehdrde abge-
stimmt wurden, werden die Voraufenthaltszeiten vor
dem Auslandsaufenthalt nicht mehr berticksichtigt.”

Anders ware die Situation, wenn aus dem verspa-
teten Verlangerungsantrag ein Rechtsstreit ent-
standen ware und die Duldung nicht mehr erteilt
wurde. Der Besitz z.B. nur einer Grenziibertrittsbe-
scheinigung (GUB) kénnte einen Streitfall ergeben.
Dabei ist rechtlich auch umstritten, ob die Auslan-
derbehdrde befugt ist, nur eine Grenziibertrittsbe-
scheinigung auszustellen ohne gleichzeitig auch
eine Duldung zu erteilen, da eine GUB kein den
Aufenthalt regelndes Papier darstellt. Im Zweifels-
fall sollte dann gegen die Ablehnung geklagt wer-
den.

Fur die ortliche Praxis sollte eine generelle Anfrage
an die zustandige Auslanderbehérde erfolgen, um
auf das Problem aufmerksam zu machen und damit
eine einheitliche Vorgehensweise verabredet wer-
den kann.
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2. Bekenntnis zu freiheitlichen demokratischen Grundordnung

Hier wird — dhnlich wie beim Erwerb der deutschen
Staatsangehorigkeit — eine schriftliche Loyalitatser-
klarung gefordert, die der Erklarende auch tatsachlich
verstanden haben muss.

Hier ein Beispiel flir eine Loyalitatserklarung?:

»~Bekenntnis zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung (Loyalitdtserkldrung)

Ich bekenne mich zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung des Grundgesetzes fiir die Bundesrepublik
Deutschland. Insbesondere erkenne ich an:

a) das Recht des Volkes, die Staatsgewalt in Wahlen und Abstimmungen und durch

besondere Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung auszuiiben und die Volks-
vertretung in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl zu wdhlen.

b) die Bindung der Gesetzgebung an die verfassungsmdBige Ordnung und die Bindung der vollziehenden Gewalt
und der Rechtsprechung an Gesetz und Recht,

¢) das Recht auf Bildung und Ausiibung einer parlamentarischen Opposition,
d) die Ablosbarkeit der Regierung und ihre Verantwortlichkeit gegentiber der
Volksvertretung,

e) die Unabhdngigkeit der Gerichte,

f) den Ausschluss jeder Gewalt- und Willkiirherrschaft und

g) die im Grundgesetz konkretisierten Menschenrechte.

Ich erkldire, dass ich keine Bestrebungen verfolge oder unterstiitze, die

a) gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung, den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Lan-
des gerichtet sind und

b) eine ungesetzliche Beeintréichtigung der Amtsfiihrung der Verfassungsorgane des Bundes oder eines Landes oder
ihrer Mitglieder zum Ziele haben oder

¢) durch Anwendung von Gewalt oder darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen auswdirtige Belange der Bundes-
republik Deutschland gefdhrden.

Von der friiheren Verfolgung oder Unterstiitzung derartiger Bestrebungen habe ich mich abgewandt.

Ort, Datum Unterschrift”

24 https://www.kreis-ahrweiler.de/vordrucke/personen/loyalitaetserklaerung.pdf
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3. Grundkenntnisse der Rechts- und Gesell-
schaftsordnung und der Lebensverhalt-
nisse im Bundesgebiet

Diese werden i.d.R. nachgewiesen durch das Bestehen
des Tests ,Leben in Deutschland.” Dies ist der Test, der
am Ende eines Orientierungskurses, als Bestandteil des
Integrationskurses oder Einbirgerungskurses steht.
Diese Voraussetzung steht im Widerspruch zu § 25b
Abs. 1 Nr. 4 (hinreichende miindliche Deutschkennt-
nisse), da dieser Test i.d.R. schriftlich abgelegt werden
muss. Demnach kénnen Analphabet/-innen, die die
Sprachanforderungen zwar erfiillen, auf Probleme
beim Bestehen des ,Leben in Deutschland“-Tests sto-
Ben. Dieser wird i.d.R. schriftlich abgelegt. Fur die Pra-
xis bedeutet das, dass die Testanbietenden die Fragen
einzeln vorlesen miissen und die miindlichen Antwor-
ten notieren und anschlieend zu bewerten haben.
Das ist praxisfern. Die Rechtsprechung wird diesen Wi-
derspruch klaren miissen.

Die offiziellen Testfragen finden Sie auf der Seite des
Bundesamtes fur Migration und Flucht.2

4. Uberwiegende Lebensunterhaltssicherung
durch Erwerbstatigkeit oder positive
Prognose der Lebensunterhaltssicherung

AChtU ng: Gemal § 25 b Abs. 1 Nr. 3

AufenthG muss entweder die liberwiegende Siche-
rung des Lebensunterhalts durch Erwerbstatigkeit
oder die positive Prognose der Unterhaltssicherung
erbracht werden. Damit ist klargestellt, dass nicht
beide Voraussetzungen erbracht werden mussen.

25 http://oet.bamf.de/pls/oetut/f?p=534:1:0
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Die liberwiegende Lebensunterhaltssicherung ist
gegeben, wenn mehr als 50 Prozent des Bedarfes fiir
die antragstellenden Personen netto erarbeitet wird.?
Zu beachten sind hier die Hartz IV Regelsatze, die Miet-
kosten, die Freibetrdage und eventuelle Unterhalts-
pflichten. Die Sicherung des Lebensunterhaltes ist in
§ 2 Abs. 3 AufenthG geregelt. Hierzu ist es hilfreich, die
allgemeinen Verwaltungsvorschriften?” zum AufenthG
aus dem Oktober 2009 heranzuziehen. Nach den All-
gemeinen Anwendungshinweisen des BMI zu § 25b
AufenthG hingegen soll beim Bezug 6ffentlicher Mittel
das Einkommen aus Erwerbstatigkeit insgesamt deut-
lich liberwiegen. Auch hier erfolgt wieder eine restrik-
tivere Gesetzesauslegung, die mit dem Wortlaut des
Gesetzes nicht Ubereinstimmt und der somit — im Ein-
zelfall wie generell — entgegengetreten werden muss.
Dabei kann die zuvor genannte Rechtsprechung des
OVG Sachsen-Anhalt hilfreich sein, wonach der Um-
stand, dass nach dem allgemeinen Sprachgebrauch
der Begriff, Uberwiegend”,gro3er” oder,mehrheitlich”
bedeutet, dafiir spricht, dass eine ,iberwiegende” Le-
bensunterhaltssicherung bereits dann vorliegt, wenn
der Auslander seinen Lebensunterhalt zu mehr als der
Halfte aus eigener Erwerbstatigkeit bestreiten kann.?®

Der Bezug von Wohngeld ist zwar unschadlich, umstrit-
ten ist jedoch, ob das Wohngeld bei der Berechnung
der Uberwiegenden Lebensunterhaltssicherung dem
Einkommen aus Erwerbstatigkeit hinzu gerechnet wird.
Hierzu fiihrt die Gesetzesbegriindung aus: ,Fiir die liber-
wiegende Lebensunterhaltssicherung ist der Bezug von
Wohngeld unschddlich, wenn der Lebensunterhalt auch
ohne den Bezug von Wohngeld liberwiegend gesichert ist

WlChtlg: Diese  Gesetzesbegriindung

schrankt den Wortlaut hier unzuldssig ein. Wenn im
Gesetzestext der Bezug von Wohngeld unschadlich
ist, muss er auch als unschadlich gelten, wenn der
Lebensunterhalt erst mit dem Wohngeld tiberwie-
gend gesichert ist.

26 Soauch das OVG Sachsen-Anhalt, 2 L 18/15, Urteil vom 07.12.2016, Rnr. 39.
27 Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Aufenthaltsgesetz vom 26.
Oktober 2009.

28 S.Fufinote 26.
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GemdlRR § 25b Abs. 1 Nr.3, 2. Alternative AufenthG reicht
es auch aus, wenn “..bei der Betrachtung der bisherigen
Schul-, Ausbildungs-, Einkommens- sowie der familiciren
Lebenssituation zu erwarten ist, dass er seinen Lebens-
unterhalt im Sinne von § 2 Absatz 3 sichern wird, wobei
der Bezug von Wohngeld unschddlich ist” Hier muss die
Auslanderbehdrde also hinsichtlich der Sicherung des
Lebensunterhalts eine Prognoseentscheidung fir die
Zukunft fallen.

Hierzu sagen die Verwaltungsvorschriften unter Punkt
2.3.3:,Die Fdhigkeit zur Bestreitung des Lebensunterhalts
darf nicht nur voriibergehend sein. Demnach ist eine
Prognoseentscheidung erforderlich, ob der Lebensun-
terhalt des Ausldnders fiir die Dauer des beabsichtigten
Aufenthalts gesichert ist. (...) Bei befristeten Arbeitsver-
trdgen ist neben den Gesamtumstdnden des jeweiligen
Einzelfalls auch zu beriicksichtigen, ob — wie in einigen
Wirtschaftszweigen (iblich — der kettenartige Abschluss
neuer Vertrdge mit demselben Arbeitgeber oder sténdig
neue Abschliisse mit verschiedenen Vertragspartnern zu
erwarten sind, oder ob die Gefahr der Erwerbslosigkeit
nach Auslaufen des Vertrages nahe liegt.”

ZurPrognoseentscheidung hat das Oberverwaltungsge-
richt des Landes Sachsen Anhalt in einem Urteil vom 7.
Dezember 2016% ausgefiihrt: ,Bei der zweiten Alternative
des § 25b Abs. 1 Satz2 Nummer drei AufenthG reicht es nicht
aus, dass eine iberwiegende Lebensunterhaltssicherung
zu erwarten ist, vielmehr muss die Erwartung bestehen,
dass der Ausldnder den Lebensunterhalt “im Sinne des § 2
Abs. 3”sichern wird”

Ansonsten ist das Problem bei jeder Prognose, dass
die Datenbasis fur diese Zukunftsbetrachtung einer
erheblichen Unsicherheit unterliegt und daher eine
einheitliche Anwendung durch die Auslanderbehér-
den in der Regel nicht erfolgt. Es empfiehlt sich, hier
eine einheitliche Anwendung mit der zustandigen
Auslanderbehdrde zu verabreden.

Ausnahmen von der Lebensunterhaltssicherung

Erfreulicherweise sind die Ausnahmeregelungen des
friiheren § 104a AufenthG durch § 25b Absatz 1 S. 3
und Absatz 3 AufenthG erweitert worden.

29 OVG Sachsen-Anhalt, 2 L 18/15, Urteil vom 07.12.2016.

So ist gemdR Absatz 1 Satz 3 der vorlibergehende Be-
zug von Sozialleistungen unschadlich,

1. wenn die Personen

a)an einer staatlichen oder staatlich anerkannten
Hochschule studieren;

b) eine Ausbildung in einem anerkannten Lehrberuf
machen oder

¢)sich in einer staatlich geforderten Berufsvorberei-
tungsmalsnahme befinden,

2. bei Familien mit minderjédhrigen Kindern, die vortiber-
gehend auf ergéinzende Sozialleistungen angewiesen
sind

3. bei Alleinerziehenden mit mindestens einem Kind un-
ter 3 Jahren.

4. bei Personen, die pflegebediirftige nahe Angehdrige
pflegen.

Lediglich Nr. 1 ist klar und eindeutig. So lange die Vo-
raussetzungen erfillt sind, ist der Sozialleistungsbe-
zug unschadlich.

Die Nr. 2 ist so offen formuliert, dass die Spanne reicht
von ,Sozialleistungsbezug ist unschddlich, solange noch
zwei minderjdhrige Kinder im Haushalt leben” bis zur
Interpretation in den allgemeinen Anwendungshin-
weisen des BMI. Diese schranken das erheblich ein:
»Im Hinblick auf den Begriff ,minderjihrige Kinder” in
§ 25b Absatz 1 Satz 3 Nummer 2 muss sich der Bezug der
~ergdnzenden Sozialleistungen” in den Kindern begriin-
den. Die eigenen Einkiinfte aus Erwerbstdtigkeit wiirden
zwar zur (berwiegenden Bestreitung des Lebensunter-
halts der Eltern ausreichen, nicht jedoch zur Deckung des
liberwiegenden Lebensunterhalts der gesamten Familie
gentigen. Der Begriff ,voriibergehend” ist im Zusammen-
hang mit der Voraussetzung vorhandener Kinder zu se-
hen. Die Ausnahme berlicksichtigt, dass durch Kinder in
der Familie die (iberwiegende Sicherung des Lebensun-
terhalts erschwert sein kann. Eine feste zeitliche Grenze,
die den Begriff ,voriibergehend” definiert, kann indes
nicht festgelegt werden. Es miissen zur Auslegung jedoch
berechtige Anhaltspunkte dafiir gegeben sein, dass der
Bezug dieser ergdnzenden Sozialleistungen nicht dauer-
haft erfolgen wird” (vgl. Ziffer 104a.6.2 AVV-AufenthG).
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AC htu n g : Die allgemeinen Anwen-

dungshinweise geben die Rechtsauffassung des
BMI wieder und sind fiir die zustandigen Auslan-
derbehorden nicht bindend. Die Lander sind frei,
dazu interpretierende Erlasse zu formulieren. Ohne
diese Erlasse ist das pflichtgemdRe Ermessen der
Auslanderbehodrde gefragt, das im Einzelfall zu
positiven Entscheidungen fiihren kann. Auch hier
empfiehlt es sich, mit der Auslanderbehdérde in den
Dialog zu treten. Die Gesetzesbegriindung zu § 25b
sagt dazu leider nichts.

Die Anwendungshinweise des BMI zu Nr. 3 sind hinge-
gen etwas familienfreundlicher:

,Im Hinblick auf die Ausnahme fiir Alleinerziehende in
§ 25b Absatz 1 Satz 3 Nummer 3 ist mal3gebend, dass die
Auslibung der Erwerbstditigkeit des Alleinerziehenden nicht
zugemutet werden kann, wenn diese die Erziehung des oder
der Kinder gefdhrden wiirde. Die Erziehung eines Kindes,
das das dritte Lebensjahr vollendet hat, ist nach § 10 Absatz
1 Nummer 3 SGB Il in der Regel nicht gefdhrdet, soweit eine
Betreuung in einer Tageseinrichtung oder Tagespflege i.S.d.
Vorschriften des SGB VIl oder auf sonstige Weise sicherge-
stelltist” (vgl. Ziffer 104a.6.3 AVV-AufenthG).

Danach kénnen auch Alleinerziehende, deren Kinder
alter als drei Jahre alt sind, unschadliche Sozialleistun-
gen beziehen, wenn die anderweitige Betreuung in
einer Tageseinrichtung oder -pflege tatsachlich nicht
moglich ist. Unstrittig dagegen ist der Bezug von So-
zialleistungen unschddlich, solange noch Kinder unter
drei Jahren in Haushaltsgemeinschaft mit der/dem Al-
leinerziehenden leben.

Positiv sind auch die allgemeinen Anwendungshin-
weise zu Nr. 4. Die Frage der pflegebediirftigen nahen
Verwandten wird mit einem Verweis auf § 7 Abs. 3 des
Pflegezeitgesetzes beantwortet:

~Nahe Angehdérige im Sinne dieses Gesetzes sind
1. GroBeltern, Eltern, Schwiegereltern, Stiefeltern,
2. Ehegatten, Lebenspartner, Partner einer ehedhnlichen

oder lebenspartnerschaftsihnlichen Gemeinschatft,
Geschwister, Ehegatten der Geschwister und Geschwi-
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ster der Ehegatten, Lebenspartner der Geschwister und
Geschwister der Lebenspartner,

3. Kinder, Adoptiv- oder Pflegekinder, die Kinder, Adoptiv-
oder Pflegekinder des Ehegatten oder Lebenspartners,
Schwiegerkinder und Enkelkinder.”

Wenn die Pflegebedirftigkeit unstrittig ist und tat-
sachlich gepflegt wird, ist der Sozialleistungsbezug
- auch abhéangig von der Intensitat der notwendigen
Pflege — unschadlich. Durch die Definition des nahen
Verwandten und den Verweis auf das Pflegezeitgesetz
geht der Personenkreis weit Uber die auslanderrecht-
liche Kernfamilie hinaus und bedeutet eine Annahe-
rung an die Lebenswirklichkeit in Fliichtlingsfamilien,
die daher uneingeschrankt zu begriiBen ist.

AChtU ng: Eine wichtige weitere Aus-

nahme von der Lebensunterhaltssicherung findet
sich im Absatz 3: ,Von den Voraussetzungen des Ab-
satzes 1 Satz 2 Nummer 3 (..) wird abgesehen, wenn
der Ausldnder sie wegen einer kdrperlichen, geistigen
oder seelischen Krankheit oder Behinderung oder aus
Altersgriinden nicht erftillen kann.”

Gegenuber der Altfallregelung des § 104a AufenthG
stellt diese eine erhebliche Verbesserung dar. Wenn
Krankheit oder Behinderung ursachlich fir die Nicht-
erwerbstatigkeit sind, ist der Leistungsbezug un-
schadlich. Schwierig ist die Frage der Altersgriinde.
Auch hier muss das Alter ursachlich fir die Nichterful-
lung der Lebensunterhaltssicherung sein. Hier diirfte
die Rechtsprechung kldren, ob das ab Erreichen des
gesetzlichen Rentenalters gilt oder auch schon vor-
her mdglich ist, z.B. bei vorgealterten Personen.
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5. Hinreichende mindliche Deutschkenntnisse - A2 GERR

Nach & 25b Absatz 1 Satz 2 Nummer 4 sind hinrei-
chende miindliche Deutschkenntnisse im Sinne der
Stufe A 2 des Gemeinsamen Europdische Referenzrah-
mens fiir Sprachen (GER) ausreichend.

Ausnahmen von den geforderten Deutschkenntnissen
sind in Absatz 3 definiert: ,Von den Voraussetzungen des
Absatzes 1 Satz 2 (...) Nummer 4 wird abgesehen, wenn
der Ausldnder sie wegen einer kirperlichen, geistigen
oder seelischen Krankheit oder Behinderung oder aus Al-
tersgriinden nicht erftillen kann.” Diese Ausnahmerege-
lung ist zweifelsohne begriRenswert. Seltsam ist aber
das Fehlen einer entsprechenden Ausnahmeregelung
bei der Voraussetzung Nr. 2. 2. Wenn jemand also aus
Krankheitsgriinden keinen Deutschnachweis bendti-
gt, muss diese Person trotzdem den Orientierungskur-
stest bestehen? Das kann nicht sein. Daher ist die Aus-
nahme auch auf die Nr. 2 anzuwenden bzw. muss im
Einzelfall eine andere Losung gefunden werden (s.0.)

6. Nachweis des Schulbesuchs

Es wird der Nachweis des tatscichlichen Schulbesuchs
gefordert; nicht dagegen ein erfolgreicher Schulbe-
such wie beim § 25a AufenthG. In den - auch von der
Bundesregierung - als unverbindlich bezeichneten
Anwendungshinweise des BMI vom Juni 2016 heif3t es:
,Der Ausldnder hat den Nachweis zu flihren, dass seine
schulpflichtigen Kinder ununterbrochen die Schule be-
sucht haben und weiter besuchen. Dies sollte durch Vor-
lage von Zeugnissen mindestens des letzten Jahres und
einer aktuellen Schulbescheinigung geschehen. Mit dem
ununterbrochenen Schulbesuch wird die Bereitschaft zur
Integration und die erfolgreiche Eingliederung der Fa-
milie in die hiesigen Lebensverhdltnisse dokumentiert.
Eltern, deren schulpflichtige Kinder keinen tatscichlichen
Schulbesuch aufweisen, sind von der Bleiberechtsrege-
lung ausgeschlossen, da sie ihrer Verantwortung fiir die
Integration ihrer Kinder nicht nachgekommen sind.”

Der bereits aus der Anwendung der Altfallregelung
2007 des § 104a AufenthG bekannte Streit um dieses
Thema hatte zu unterschiedlicher Anwendung gefiihrt.
Dies muss mit den jeweiligen Auslanderbehoérden ge-
kldart werden. Was ist mit unentschuldigten Fehlstun-
den? Ab welcher Gro3enordnung wird das entschei-
dungsrelevant? Was ist mit durchweg nicht so guten
Noten? Was ist, wenn negatives Sozialverhalten in den
Zeugnissen/Bewertungen festgeschrieben wurde? Ist
einmal,sitzenbleiben” schadlich oder erst zweimaliges?

In der Kommentierung findet sich der Hinweis, dass
eine Schulbescheinigung als Nachweis ausreichend
sein kann. Nehmen Sie auch im Zweifelsfall Kontakt
mit den Lehrer/-innen auf, damit aus padagogischen
Uberlegungen keine auslidnderrechtlichen Fallstricke
werden.
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Die Erteilungshindernisse des § 25b Absatz 2 AufenthG

Die Erteilungshindernisse des § 25b Absatz 2 AufenthG im Wortlaut

Das Bleiberecht ist zu versagen,

1. wenn ,die Aufenthaltsbeendigung durch vorsdtzlich falsche Angaben, durch Tduschung (ber die Identitdt oder
Staatsangehdrigkeit oder Nichterfiillung zumutbarer Anforderungen an die Mitwirkung bei der Beseitigung von

Ausreisehindernissen verhindert oder verzégert oder

2. ein Ausweisungsinteresse im Sinne von § 54 Absatz 1 oder Abs. 2 Nr. 1 und 2 besteht.”

Zu Nr. 1 Falsche Angaben, Tauschung oder
Nichterflllung der Mitwirkungspflicht

An dieser Formulierung ist wichtig, dass sowohl ein
aktives Handeln als auch ein Verhindern der Abschie-
bung durch passives Handeln - etwa eine fehlende
Mitwirkung bei der Passbeschaffung — einen Aus-
schlussgrund darstellen. Der Gesetzeswortlaut legt
nahe, dass nur das aktuelle Verhalten in der Gegenwart
beriicksichtigt wird, ein vermeintliches Fehlverhalten
in der weiter zurlickliegenden Vergangenheit jedoch
nicht. Zu beachten ist jedoch auch hier der Beschluss
des OVG NRW vom 21. Juli 2015.%° Hier die Leitsatze:

1. Die Erfiillung der Voraussetzungen des § 25b Abs. 1
Satz 2 Nr. 1 bis 5 AufenthG-E ist in der Regel sowohl
notwendig als auch hinreichend fiir die Annahme ei-
ner nachhaltigen Integration des Ausldnders im Sinne
des § 25b Abs. 1 Satz 1 AufenthG-E.

2. Von dem Versagungstatbestand des § 25b Abs. 2 Auf-
enthG-E nicht erfasste (zurlickliegende) Identitits-
tduschungen und Straftaten stehen der Erteilung einer
Aufenthaltserlaubnis dann entgegen, wenn sie nach
ihrer Art oder Dauer so bedeutsam sind, dass sie das
Gewicht der nach § 25b Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis 5 Auf-
enthG-E relevanten Integrationsleistungen fiir die nach
Abs. 1 Satz 1 maBBgebliche Annahme der nachhaltigen
Integration beseitigen.”

Die gleiche Rechtsauffassung wird vom Sachsischen
OVG* vertreten. In dem Beschluss vom 2. September
2016 heilt es: ,Anders als die Antragsteller meinen, wa-
ren ihre langjéhrigen Tduschungshandlungen in Bezug auf

30 OVGNRW, Beschluss v.21.07.2015, 18 B 486/14.
31 OVG Sachsen, 3 B 168/16, Beschluss vom 02.09.2016: https://www.
justiz.sachsen.de/ovgentschweb/documents/16B168.pdf
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Identitét und Staatsangehdrigkeit bis zu ihrer Aufdeckung
mit Schreiben ihrer Prozessbevollmdchtigten am 29. April
2015 auch allein urséichlich dafiir, dass sie trotz Ablehnung
ihrer Asylantréige als offensichtlich unbegriindet gemdf3 §
30 Abs. 3 AsylG wegen fehlender Identitditspapiere nicht aus-
reisen oder abgeschoben werden konnten. Insoweit wird auf
die entsprechenden Feststellungen des Verwaltungsgerichts
sowie der Antragsgegner verwiesen. Es trifft auch nicht zu,
dass, wie behauptet, das Asylverfahren des jiingsten Kindes,
des Antragstellers zu 5, diese Kausalkette unterbrochen ha-
ben kénnte. Denn zum einen ist auch der Asylantrag des An-
tragstellers zu 5 auf der Grundlage der Falschangaben seiner
Eltern gestellt worden, zum anderen widire es nie zu einem
solchen Asylverfahren gekommen, wenn die Antragsteller
zu 1 und 2 von Anfang an ihre wahre Identitdit offengelegt
hdtten und gemdl ihrer gesetzlichen Verpflichtung in ihr
Heimatland Armenien ausgereist wdren.”

Wi C htig : Der Antrag auf Erteilung der

Aufenthaltserlaubnis nach § 25b Abs. 1 AufenthG
muss unbedingt mit den richtigen Daten gestellt
werden. Dies kann dazu flihren, dass vorherige fal-
schen Angaben richtig gestellt werden missen. Es
ware fatal, den Antrag wissentlich mit falschen Anga-
ben zu stellen, denn spatestens mit der Passbeschaf-
fung wiirde die richtige Identitat offenbart. Da Pass-
pflicht besteht, wird die Auslanderbehorde auch auf
Vorlage eines Passes drangen. Wiirde erst dadurch
die Tauschung belegt, dann wiirde der Antrag abge-
lehnt bzw. eine bereits erteilte Aufenthaltserlaubnis
sogar zurtickgenommen. Je nach Schwere der be-
gangenen Tauschung droht neben der Ablehnung
des Antrages auch ein Strafverfahren. Wurden in der
Vergangenheit falsche Angaben gemacht, so sollte
unbedingt eine Beratungsstelle oder eine Anwaltin/
ein Anwalt hinzu gezogen werden.
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Zu Nr. 2 Bestehen eines Ausweisungsinteres-
sesim Sinne des § 54 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 1 und
2 AufenthG

Wenn schwerwiegende Ausweisungsinteressen des
Staates im Sinne des § 54 Abs. 1 oder Abs. 2 Nr. 1 und
2 AufenthG vorliegen, kommt die Erteilung einer Auf-
enthaltserlaubnis nicht in Betracht.

Das schwerwiegende Ausweisungsinteresse umfasst
u.a. folgende Tatbestdnde: rechtskraftige Verurtei-
lungen ab einem Jahr Freiheits- oder Jugendstrafe, Ge-
fahrdung der Grundordnung oder Sicherheit Deutsch-
lands, die Leitung verbotener Vereine, Drohung oder
Aufruf zur Gewalt, Hasspredigten.

WiChtig: In all diesen Fallen muss un-

bedingt eine Anwadltin/ein Anwalt eingeschaltet
werden, denn hier endet i.d.R. die Kompetenz der
Beratungsstellen.

Achtung: Bei Straffélligkeit muss es eine Einzelfallent-
scheidung und damit eine Abwdgung zwischen dem
offentlichen Interesse und den Interessen des Einzel-
nen geben.

Kein Erteilungshindernis dagegen besteht, wenn von
der Strafverfolgung wegen geringer Schuld oder we-
gen fehlenden Ooffentlichen Interesses abgesehen
wurde. Ein rechtskraftig abgeschlossenes Verfahren
ohne eine Verurteilung kann nicht Basis fiir eine Ne-
gativprognose werden. Auch bei Schuldunfadhigkeit ist
die Rechtslage eindeutig. Hier sind Hilfen erforderlich,
denn es erfolgt ja gerade keine Verurteilung und so-
mit auch keine Strafe. Es konnen also nur die Straftaten
in eine Prognose einflieBen, die zu einer Verurteilung
gefiihrt haben. Zu berlicksichtigen ist auch, wie lange
die strafrechtliche Verurteilung bzw. die Straftat selbst
zurlickliegt und ob der Mensch seitdem straffrei ist.

Wl C htl . Oftmals scheitert die Erteilung

einer Aufenthaltserlaubnis an der Sperrwirkung
des § 10 Abs. 3 S. 2 AufenthG. Der besagt, dass in
bestimmten Fallen einer Ablehnung eines Asylan-
trages als ,offensichtlich unbegriindet” gemaf3
§ 30 Abs. 3 AsylG keine Aufenthaltserlaubnis vor
der Ausreise erteilt werden darf. § 25b Abs. 5 Satz
2 AufenthG klart das positiv: ,Sie kann abweichend
von § 10 Absatz 3 Satz 2 erteilt werden und berechtigt
zur Austibung einer Erwerbstdtigkeit.”

Die Aufenthaltserlaubnis flir Familienangehdorige nach § 25b Abs. 4 AufenthG

Gemdl3 Absatz 4 sollen Ehegattinnen, Lebenspart-
nerinnen und minderjdhrige ledige Kinder ebenfalls
eine Aufenthaltserlaubnis erhalten. Es miissen aber
auch hier Voraussetzungen erfillt werden. Im Wort-
laut findet sich der Verweis auf die Voraussetzungen
des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 2 bis 5 AufenthG. Das sind die
Loyalitatserklarung, der Test ,Leben in Deutschland’,
die (mitgesicherte oder prognostische) Lebensunter-
haltssicherung, miindliche A2-Deutschkenntnisse und
der Nachweis des tatsachlichen Schulbesuches, wobei
auch hier hinsichtlich des Lebensunterhalts und der
Deutsch-Kenntnisse Ausnahmen aufgrund von Krank-
heit, Behinderung oder Alter gemaf3 Abs. 3 moglich
sind. Nicht gefordert werden die Aufenthaltszeiten
von 6 bzw. 8 Jahren, die aber von der/dem Stammbe-
rechtigten erfillt werden mussen. Allerdings greifen

die Erteilungshindernisse des Absatzes 2 (Tauschun-
gen, Nichtmitwirkungen, Ausweisungsinteresse etc.)
auch bei den Familienangehdorigen.

AC htU ﬂ g : Es ist denkbar, dass nicht alle

Familienmitglieder diese Voraussetzungen erfiillen.
Dann kann es vorkommen, dass die betroffenen
Familienmitglieder lediglich in der Duldung ver-
bleiben. Auf Grund des rechtlichen Abschiebungs-
hindernisses aus familidgren Griinden kommt dann
auch eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 Abs. 5
AufenthG in Frage.
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Wichtig:%20Der%20Antrag%20auf%20Erteilung%20der%20Aufenthaltserlaubnis%20nach%20§%2025a%20Abs.%201%20AufenthG%20muss%20unbedingt%20mit%20den%20richtigen%20Daten%20gestellt%20werden.%20Dies%20kann%20dazu%20führen,%20dass%20vorherige%20falschen%20Angaben%20richtig%20gestellt%20werden%20müssen.%20Es%20wäre%20fatal%20den%20Antrag%20wissentlich%20mit%20falschen%20Angaben%20zu%20stellen,%20denn%20spätestens%20mit%20der%20Passbeschaffung%20würde%20die%20richtige%20Identität%20offenbart.%20Da%20Passpflicht%20besteht,%20wird%20die%20Ausländerbehörde%20auch%20auf%20Vorlage%20eines%20Passes%20drängen.%20Würde%20erst%20dadurch%20die%20Täuschung%20belegt,%20dann%20würde%20der%20Antrag%20abgelehnt%20bzw.%20eine%20bereits%20erteilte%20Aufenthaltserlaubnis%20sogar%20zurückgenommen.%20Je%20nach%20Schwere%20der%20begangenen%20Täuschung%20droht%20neben%20der%20Ablehnung%20des%20Antrages%20auch%20ein%20Strafverfahren.
Wichtig:%20Der%20Antrag%20auf%20Erteilung%20der%20Aufenthaltserlaubnis%20nach%20§%2025a%20Abs.%201%20AufenthG%20muss%20unbedingt%20mit%20den%20richtigen%20Daten%20gestellt%20werden.%20Dies%20kann%20dazu%20führen,%20dass%20vorherige%20falschen%20Angaben%20richtig%20gestellt%20werden%20müssen.%20Es%20wäre%20fatal%20den%20Antrag%20wissentlich%20mit%20falschen%20Angaben%20zu%20stellen,%20denn%20spätestens%20mit%20der%20Passbeschaffung%20würde%20die%20richtige%20Identität%20offenbart.%20Da%20Passpflicht%20besteht,%20wird%20die%20Ausländerbehörde%20auch%20auf%20Vorlage%20eines%20Passes%20drängen.%20Würde%20erst%20dadurch%20die%20Täuschung%20belegt,%20dann%20würde%20der%20Antrag%20abgelehnt%20bzw.%20eine%20bereits%20erteilte%20Aufenthaltserlaubnis%20sogar%20zurückgenommen.%20Je%20nach%20Schwere%20der%20begangenen%20Täuschung%20droht%20neben%20der%20Ablehnung%20des%20Antrages%20auch%20ein%20Strafverfahren.
https://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__30.html
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§ 25b AufenthG bei noch laufendem Asylverfahren

Achtung: Wenn potentiell Beglinstige sich noch in
einem nicht abgeschlossenen Asylverfahren befinden,
aber bereits die Voraussetzungen des § 25b AufenthG
erfillt sind, muss sehr genau Uberlegt werden, ob
eine Asylantragsriicknahme in Frage kommt. Ratsam
ist, diese Frage mit einer Beratungsstelle oder einer
Anwaltin/eines Anwalts zu kldren. Ist ein Schutzstatus

Uberwiegend wahrscheinlich, sollte besser das Ergeb-
nis abgewartet werden. Falls entschieden wird, das
Asylverfahren nicht weiter betreiben zu wollen, sollte
vor Riicknahme des Asylantrages eine Zusicherung
zur Erteilung dieser Aufenthaltserlaubnis durch die
Auslanderbehorden eingeholt werden.

Verlangerung der nach § 25b Abs. 1 und 4 erteilten Aufenthaltserlaubnisse

Die Aufenthaltserlaubnis wird gemal § 25b Absatz 5
AufenthG fir bis zu zwei Jahre erteilt und kann jeweils
um bis zu zwei Jahre verlangert werden. Falls aber zum
Zeitpunkt der Verlangerung z.B. keine Lebensunter-
haltssicherung mehr vorliegt oder die Ausschlusstat-
bestande des § 25b Abs. 2 AufenthG, z.B. durch eine
Straftat, die ein Ausweisungsinteresse auslost, greifen,
kommen die §§ 25 Abs. 4 Satz 2 AufenthG bei noch

Sonstige Regelungen
1. Erflllung der Passpflicht

Grundsatzlich gelten auch bei der Erteilung der Auf-
enthaltserlaubnis nach § 25b AufenthG die allgemei-
nen Erteilungsvoraussetzungen des § 5 AufenthG und
damit u.a. auch die Erfiillung der Passpflicht nach § 3
AufenthG. Hier kann auf die allgemeinen Regelungen
verwiesen werden. Zum einen ermdglicht § 5 Abs. 3
Satz 2 AufenthG ein Abweichen von den Vorausset-
zungen des § 5 Abs. 1 und 2 AufenthG. So heif3t es dort:
»In den tibrigen Fdllen der Erteilung eines Aufenthaltsti-
tels nach Kapitel 2 Abschnitt 5 [§§ 22-26 AufenthG] kann
von der Anwendung der Absdtze 1 und 2 abgesehen wer-
den.” Zum anderen regelt die Aufenthaltsverordnung
in den §§ 5 ff, unter welchen Bedingungen ein Pass-
ersatz (Reiseausweis fiir Auslander/-innen) ausgege-
ben werden kann, in den dann die Aufenthaltserlaub-
nis erteilt wird, oder die Erteilung der Aufenthalts-
erlaubnis als Ausweisersatz. Oftmals stellt der feh-
lende Pass, selbst bei Unmaoglichkeit der Beschaffung,
ein Erteilungshindernis dar.

37

vorliegendem rechtmafligen Aufenthalt und 25 Abs. 5
AufenthG nach Riickfall in die Duldung als Verldnge-
rungsoptionen in Frage. Der vorliegende mehrjdhrige
Voraufenthalt diirfte das rechtfertigen. Daneben kann
auch erwogen werden, sich an den Petitionsausschuss
des Landtages zu wenden oder einen Hartefallkom-
missionsantrag zu stellen.

2. Ermessen der Auslanderbehorde

Achtung: Durch die Neuformulierung im Gesetz ,soll
eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden" gilt, dass die
Auslanderbehdrde bei der Erteilung ein gebundenes
Ermessen hat. Im Regelfall wird die Aufenthaltserlaub-
nis bei Erfillung der Voraussetzungen und Nicht-Vor-
liegen von Ausschlussgriinden eine Aufenthaltser-
laubnis erteilen missen. Es besteht ein sogenannter
Regelanspruch. Die Auslanderbehdérde muss nach
pflichtgemallem Ermessen ihre Entscheidungen fal-
len. In allen Fallen gilt: Fir die Antragstellung sollten
daher alle entscheidungserheblichen Umstande vor-
getragen werden. Hierfiir holen Sie sich Hilfe in einer
Beratungsstelle oder durch eine Anwaltin/einen An-
walt. Diese kdnnen lhnen helfen — auch bei Ablehnung
eines Antrages — dennoch einen Aufenthalt zu erhal-
ten.



https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__5.html
https://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__3.html
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3. Familiennachzug

Ein Familiennachzug ist nur fur die Aufenthaltserlaub-
nis nach Absatz 1 fiir den vormals,,geduldeten Auslan-
der” und nur unter den eingeschrankten Vorausset-
zungen des § 29 Abs. 3 Satz 1 AufenthG mdoglich. ,Die
Aufenthaltserlaubnis darf dem Ehegatten und dem min-
derjdhrigen Kind eines Ausldnders, der eine Aufenthalts-
erlaubnis nach den §§ 22, 23 Absatz 1 oder Absatz 2 oder
§ 25 Absatz 3 oder Absatz 4a Satz 1, § 25a Absatz 1 oder
§ 25b Absatz 1 besitzt, nur aus volkerrechtlichen oder
humanitdren Griinden oder zur Wahrung politischer In-
teressen der Bundesrepublik Deutschland erteilt werden.”

Die Familienangehdrigen der/des Beglnstigten, die
eine Aufenthaltserlaubnis nach Absatz 4 besitzen, sind
dagegen gemal’ § 29 Abs. 3 Satz 3 AufenthG vom ei-
genen Familiennachzug ausgeschlossen: ,Ein Famili-
ennachzug wird in den Fdllen des § 25 Absatz 4, 4b und 5,
§25a Absatz 2, § 25b Absatz 4, § 104a Abs. 1 Satz 1 und
§ 104b nicht gewdhrt.” Ob diese Regelung verfassungs-
konform ist und auBBerdem mit der UN-Kinderrechts-
konvention im Einklang steht, durfte strittig sein.

4. Eigenstandiges Aufenthaltsrecht

Erstmalig gibt es bei humanitaren Aufenthaltserlaub-
nissen auch ein eigenstandiges Aufenthaltsrecht nach
Trennung der Paare. In § 25b Absatz 4 Satz 3 AufenthG
steht der Hinweis: ,§ 317 gilt entsprechend.” Dadurch
kann nach den Mdglichkeiten des § 31 ein eigenstan-
diges Aufenthaltsrecht nach einer Trennung erworben
werden.

5. Erwerbstatigkeit

Durch Absatz 5 ist geklart: Wer eine Aufenthaltserlaub-
nis nach § 25b AufenthG besitzt, hat die unbeschrank-
te Berechtigung zur Auslibung einer selbststandigen
und unselbststandigen Erwerbstatigkeit und ist damit
frei auf dem Arbeitsmarkt.

6. Die generellen Ausnahmemaglichkeiten
aullerhalb des § 25b AufenthG

Auch hier muss auf die Ausnahmemaglichkeiten des
§ 5 Abs. 3 Satz 3 AufenthG hingewiesen werden. § 5
Absatz 3 Satz 3 des AufenthG lautet:

»(3)In den Fdllen der Erteilung eines Aufenthaltstitels
nach den §§ 24 oder 25 Abs. 1 bis 3 ist von der An-
wendung der Absdtze 1 und 2, in den Fdllen des § 25
Absatz 4a und 4b von der Anwendung des Absatzes
1 Nr. 1 bis 2 und 4 sowie des Absatzes 2 abzusehen. In
den Fdllen der Erteilung eines Aufenthaltstitels nach
§ 26 Absatz 3 ist von der Anwendung des Absatzes
2 abzusehen. In den iibrigen Fdllen der Erteilung
eines Aufenthaltstitels nach Kapitel 2 Abschnitt 5
kann von der Anwendung der Absditze 1 und 2 ab-
gesehen werden.”

Achtung: Der entscheidende Satz ist Satz 3 und das
darin erdffnete Ermessen fir die Auslanderbehdrden.
Durch diese Norm kann eine groBere Einzelfallbe-
ricksichtigung und -abwdagung erfolgen. Zusammen-
fassend bedeutet das, dass bei den Regelvorausset-
zungen folgende Ausnahmen grundsatzlich méglich
sind: a) bei fehlender Lebensunterhaltssicherung, b)
bei ungeklarter Identitdt oder Staatsangehorigkeit,
) bei bestehendem Ausweisungsinteresse, d) Beein-
trachtigung sonstiger Interessen der BRD, e) Passlosig-
keit und f) bei erfolgter Einreise unter Visumsverstol.

Tipp: Im Normalfall diirfte das Ermessen der
Auslanderbehérden zu Ungunsten der Antragstel-
lenden ausgelegt werden. Es lohnt sich dennoch,
diese Kann-Vorschrift nicht zu tbersehen. Insbe-
sondere dann, wenn das Fehlen einer der Regelvo-
raussetzungen nicht selbstverschuldet ist, kdnnen
hiermit Lésungen erreicht werden.
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Fazit;

Die grundsatzlich begriiBenswerten stichtagsunabhan-
gigen Bleiberechtsregelungen gehen leider oftmals an
den Realitaten langjahrig geduldeter Menschen vorbei.
Gerade Familien kdnnen die Hohe der geforderten Le-
bensunterhaltssicherung haufig nicht leisten oder die
Erwerbsprognose fir die Zukunft fallt negativ aus. Die
restriktiven Auslegungen des Bundesinnenministeri-
ums erschweren die Anwendbarkeit der Regelung in
der Praxis zusdtzlich. Zudem ist das Hineinwachsen in
diese Regelung gesetzlich nicht vorgesehen. Fiir den
§ 25a AufenthG gilt: Es sollte in den Bundeslandern Er-
lasse geben, die regeln, wie mit Familien umzugehen
ist, die zwar bereits drei oder vier Jahre in Deutschland
leben, aber nur Kinder haben, die das 14. Lebensjahr
noch nicht vollendet haben. Eine Vorgriffsregelung, die
spatestens ab Vollendung des 13. Lebensjahres schiitzt,
wenn mit dem 14. Geburtstag voraussichtlich alle Vo-
raussetzungen erfiillt sein werden, kdnnte viele Pro-
bleme |6sen. Der Verweis auf § 25b AufenthG, der einen
Mindestaufenthalt von sechs Jahren fordert, ist wenig
hilfreich, solange nicht geklart ist, wie die Zwischenzeit
auslanderrechtlich Giberbriickt werden kann.

Auch den aufgrund der Regelung des § 60a (2b) Auf-
enthG oftmals einher gehenden Familientrennungen
im Falle des Erreichens der Volljahrigkeit muss mit
aller Kraft weiterhin entgegengetreten werden. Hier
kdnnten Antrage auf humanitdre Aufenthaltserlaub-
nisse (z.B. § 25 Abs. 5 AufenthG) oder Antrdage an die
Petitionsausschiisse der Landtage oder die Hartefall-
kommissionen Losungen ermdglichen. Besser waren
jedoch zweifelsohne gesetzliche Verbesserungen.
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Auch die Anforderungen an den § 25b AufenthG sind
- wie die Praxis zeigt — zu hoch. Nicht nur die gefor-
derten Aufenthaltszeiten sind zu lang, auch die Aus-
schlussgriinde sind problematisch. Insbesondere die
stets auftauchende Frage der Passvorlage bzw. der
Identitatsklarung flhrt oftmals zu folgenden Dilem-
ma: Wenn eine Person in der Vergangenheit bei der
Identitat getduscht hat und nunmehr bereit ist, alles
richtig zu stellen, wird oftmals die Erteilung der Bleibe-
rechtsregelung entgegen dem Wortlaut der Norm auf-
grund der Tauschungshandlung in der Vergangenheit
verweigert. Darlber hinaus droht ihr/ihm eine straf-
rechtliche Verurteilung, die wiederum ein Auswei-
sungsinteresse begriinden und damit die Anwendung
der Bleiberechtsregelung gefdhrden kann. Landerer-
lasse konnten hier Kldrung bringen...

Erfreulich sind die gesetzlichen Ausnahmen von den
erforderlichen Integrationsleistungen bei kranken
und alten Menschen im Rahmen des § 25b AufenthG.
Es fehlt jedoch weiterhin eine eigenstandige Be-
achtung des Kindeswohles im Sinne der UN-Kinder-
rechtskonvention, zum Beispiel, wenn Eltern die Vo-
raussetzungen des § 25b AufenthG nicht erfillen und
die minderjahrigen Kinder ihr aufenthaltsrechtliches
Schicksal teilen mussen. Um ein ,kinderfreundliches
Verwaltungshandeln” auch im Kontext des Aufent-
halts- und Asylrechts — und insbesondere bei der Auf-
enthaltsbeendigung - sicherzustellen, misste das ort-
lich zustandige Jugendamt dariiber wachen. Ein noch
weiter Weg. Begehen wir ihn!
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